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Politische Partizipation und kommunale Politik 
Strukturen, Bestimmungsfaktoren und Folgen kommunalpolitischer 

Partizipation 

I. Pol itische Beteiligung in der Demokratie - Bedeutung und Begriff 

Bei der Organisa tion po litischer ßClciligungsvcr­
fahren k ann man von zwei gegensä tzlichen Pr inzi­
pien ausgehen. In A nlehnung an die "realistische 
D cmokraticthcoric" kann man unterstellen . daß 
sich Menschen nur begrenzt für poli ti sche Probleme 
in teress ieren . daß sie nur über lücke nhafte politi­
sche In fo rmat io nen "erfügen und sich nur dann 
politisch betätigen . wenn ihnen dara~s pe rsönl iche . 
insbesondere wirtschaft liche Vorte ile entstehen. 
:"inch de n vorli egenden Ergebni ssen der empiri­
schen Forschung erscheinen jedoch nicht a lle in 
Zweifel an der mangelnde n Bereitschaft des Durch­
schnittsbü rgers zur poli tischen A kti vität ange­
bracht. Es d rä ngt sich darübe r hinaus die Frage auf. 
o b nicht das in der Bevölke rung festgestel lte Unve r­
stä nd nis fü r demokratische Werte und No rmen eine 
Ausweitung der politischen Bete il igung zu einem 
R isiko fü r den Bestand e iner funktio nsfähigen De­
mo kratie wcrdcn läßt. lnsofe rn könnte die poLiti­
sche Passh'iHi t des :-.lormalbürge rs d ie Stabili tät de­
mo kratischer Systeme durchaus fördern . 

Im G egensa tz dazu be trachtet die .,partizipative 
Demo krat ie theorie" den Me nschen aJs ve rnUnfti­
ges . an poli tischer Sclbstbcst imm~ng int~ ~ess i ertes 
Wesen. das in erster Linie ungünstige politische und 
gese llschaftliche Ra hmenbcd ingunge n d aran hin­
dern . in Gemeinschaft mit andere n eine vernunft­
bestimmte Politik zu verfolgen. Ve rtre ter dieses 
A nsatzes bestreiten zwar nicht die Existenz egoisti-, . . 
sehen. a uf wirtschaftl iche NutzenmaxJmlerung aus-
ge richte ten HandeIns. sie füh re n dies aber haup.t­
sächl ich auf die Prägung des Menschen durch die 
gesellschaft lichen und wirtschaftlichen Ve rh ältnisse 
de r Wetlbcwerbsgese llschaft zurück. Erst deren 

Die i" diesem Beitrag ausgewerteten Daten wurden 
überwiegend vom ZentralarcJriv für empirische Sozi­
alforscJumg der Ulliversität' zll KlJln zur Verfügung 
gestellt. Sie wurden VOll verschiedenen Forscher­
gruppe" erhobeIl Ulld vom Zelltralarchiv fü r die 
AnaJY.fje aufbereitet, Weder die Primärforscher noch 
das Zemralarchiv tragen irgelldei" e Veramworrung 
fü r die b llerprelation der Daten in diesem Beitrag. 
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Überwindun g se tzt ihrer A uffassung nach mensch­
liche Gestaltungspotentiale frei. die ein vernünfti­
ges. selbstbestimmtes menschliches Zusammenle­
ben ennöglichen I). 

Da ke ine diese r heide n Konzeptio nen die tatsächli­
chen politischen Handlungsmotive des Menschen 
völlig korrekt beschreibt . basiert die Organisation 
westlicher Demo kratien weder ausschließlich auf 
de n G rundsätze n der repräse ntative n noch auf de­
nen der partizipati ven Demokratie. Zwar räumt die 
Verfassung der Bundesrepublik dem Repräsenta­
tivprinzip den Vo rrang vo r der dire kten Selbstregie­
rung des Volkes ein . doch kennt die Verfassungs­
prax is zahlreiche unmittelbare bilrgerschaftliche 
Einn ußmögli chkeiten auf die Entscheidungen der 
repräsentativen O rgane. Insbesondere auf der 
kommunalen Ebene schließen Repräse ntation und 
Partizipation einander nicht aus. sondern sie ergän­
ze n einander. 

Am Beginn einer Untersuchung der kommunalen 
Beteiligungspraxis ist zu klären . was unter politi­
scher Beteiligung verstanden wird und in welchen 
Fo rmen sie sich vollzieht. D ie amerikanischen PoLi­
tikwissenschaft ler Sidney Verba und Norm an N'ie 
legte n 1972 eine Begriffsbestimmung vor. die sich 
auch als G rundlage für die Beschreibung der Struk­
turen kommunalpolitischer Beteiligung in der Bun­
desrepublik eignet. Als po litische Partizipation be­
zeichnen sie "diejenige n legalen Handlungen von 
Priva tpe rsonen. die mehr oder weniger ausdrück­
li ch dem Zweck dienen. die AuswaW des politi­
schen Führungspersonals oder dessen Aktivitä ten 
zu beeinOussen" l ) . 

Nach diese r Konzeptio n dient die politische Betei­
ligung dem Zweck. durch die Stimmabgabe bei 

I) Vgl. den Überblick be i Fritz W. Sc:h~rpf . Dcmokrali~­
theorie zwischen Utopie und A npassung. Konstanz 1970. mIt 
zahlreichen Lileralurnngabcn sowie Lawrcnce A, Sc:aff. Par­
ticipation in the Western Political Tradilion: A Sludy of 
Theor)' and Praetice. Tucson 1975. ,. 
2) Sidney VerbalNorman H. ~ie. PaM~pal ion In Amenca . 
Polilical Participation and Social EquahlY. New York. 19n. 
S. 2f. 
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Wahlen an der Besetzung pol itischer Entschei­
dungspositionen mitzuwirken. durch die Teilnahme 
an Abstimmunge n Sachentschcidungen im politi­
schen System zu r egeln oder in anderer Form mit­
telbar odcr unmiuclbar auf politische Vorgänge 
EinDuß auszuüben. Abweichend von Verba und 
Nie wird der Begriff der politischen Partizipation 
nachfolgend nich t auf legale Handlungen begrenzt. 

sondern es werden auch solche Aktivitäten berück­
sichtigt. die gesetzlich nicht eindeutig ge rege lt sind 
oder im Grenzfalle gegen gesetzliche Vorschriften 
verstoßen. Diese Erweite rung des Partiz.ipations­
begriffs er..chein t in einer empirischen Unte rsu­
chung zweckmäßig. weil die Bedeutung unkonven­
tione ller Beteiligungsformen in der letzten Zei t 
stark zugenommen hat . 

11. Die institutionellen Grundlagen kommunalpolitischer Beteiligung in der 
Bundesrepublik Deutschland und ihre Bedeutung in der politischen Praxis 

In der bundesstaatlkhen Aufgabenteilung gehört 
das Kommunalrecht traditionell zum Kompetenz­
bere ich der Bundeslände(.. Dementsprechend en t­
hält das Grundgesetz praktisch keine Regelungen 
über die Bete iligung der Bürger an der kommunal­
poli tischen Wille nsbildung und an der Entschei­
dung über kommunale Probleme. An . 28. Abs. 1 
GG gibt lediglich einen allgemeinen Rahmcn für 
die von den Ländern auszugestaltende Kommunal­
vcrfassung vor_Demnach muß die verfassungsmä· 
Bige Ordnung in den Ländern "den Grundsätzen 
d es republikanischen. demokrati~hcn und sozialen 
Rechtsstaates im S inne dieses Grundgesetzes ent­
sprechen" (Ho mogenitätsklauscl)3) . Diese Vor­
schrift begründet d ie Verbindlichkeit des Demokra­
tieverständnisses des Grundgesetzes für die kom­
munale Ebene und läßt auch Elemente unmittelba­
re r politiSCher \ViLiensbildung des Volkes zu 4). 

1_ Die Beteiligung an Kommunalwahlen 

In einer repräsenta tiven Demokratie wie der Bun· 
desrepublik bildet die Beteiligung de r Bevölkerung 
an der Wahl der Parlamente normativ wie faktisch 
das Kernstück des Partizipationssystems. Dies ver· 
deutJ..icht Artikel 28. Absatz I GG. der die demo­
kratische Wahl eiDer Volksvertretung in den Ge· 
mein den und Kreisen vorschreibt. Die Landesver­
fassungen bestä tigen die im Grundgesetz enthal­
tene Regelung und unterstreichen damit die hervor­
gehobene Bede utung der Wahlen in der Partizipa­
tionsstruktur der Kommunen (vgl. z. B. Art. 50 
LVerf RP). Die Kommu nalwahlgesetze regeln in­
nerhalb dieses verfassungsmäßig abgesteckten Rah­
mens die AusObung des Stimmrechts be i Kornrnu· 
nalwahlen genauer. Die Gemeindeordnungen von 
Baden-Württcmbe rg. Bayern und Niedenachsen 
räumen den Wählern einen wesentlich größeren 
EinOuß auf die persone lle Zusammensetzung der 

J) Vgl. Konrad Hesse. GrundzOge des Verfassungsrechts der 
Bundesrepublik Deutschland. Heidclberg 1985u • s . 34. 
• ) Vgl. ebda .. S. 56 CL 
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Kommunal"crtretungcn cin. als dies be i Bundes­
tags- und Landtagswahlen der Fa ll ist . indem sie die 
Möglichkeit des Kumulierens (StimmenMufung 
auf einen Bewerber) und des Panaschie rens (Wahl 
von Kandidaten aus konkurrierenden Vorsch lagsli­
sten) vorschen. In Rheinland-Pfalz wurde das Ku­
mulieren 1984 eingeführt. das Panaschieren wird 
erstmals bei der nächstcn Kommunalwahl möglich 
sein. In Baye rn und Baden·Württcmberg wählt die 
Bevölkerung neben der kommunalen Vert retungs­
körperschaft den leitenden Verwaltungsbeamten 
direkt $). Die Wahlen bilden auch auf der lokalen 
Ebene das institutioncUe Zentrum des politischen 
Willensbildungsprozesses. Durch die St immabgabe 
entscheidet die Bevölkerung Ober die Gcwichtsvcr­
teilung in den po li tiSChen Entseheidungsgremien 
der Kommunen und legt damit - zumindest in e i­
nem gewissen Umfange - die RiChtung der Politik 
fest. 

Nach Arzbcrger spiegelt sich die her .... o rgehobene 
Bedeutung der Wahlen im ta tsächlichen polit ischen 
Verhalten der BOrger wider: "Die Beteiligung an 
Wahlen ist gleichzeitig auch das Basiselement fü r 
di ejenigen . die Erfahrungen mit mehreren Partizi· 
pationsfonnen haben. FOr den einzelnen gibt es 
also oHenbar so etwas wie eine Hierarchie der Par· 
tizipationsformen. in der grundlegende Aktivitäten 
erst einmal erfolgt sein mOssen. bevor weitere in 
Angriff genommen werden ." 6) Je nach Bundesland 
und nach den Besocderheiten der politischen Ent­
scheidungssituation beteiligen sich zwischen 
65 Prozent und 85 Prozent der Wahlberechtigten 
an den Kreistags-. Stadt- und Gemeinderatswahlen. 
In Baden·Würuemberg ist die Wahlbetcitigung 
durchweg niedriger. im Saarland und in Rheinland­
Pfalz faUt sie etwas höher aus als in den übrigen 

' ) Vgl. Hans Meyer . Kommunalwahlrechi. in: GOnter PUu­
ner (Hrss.). Handwörterbuch der kommunalen Wissenschufl 
und Praxis . Bd . 2. Oe rlin u. a. 1982. 
(0) Klaus Anbcrgcr. BOrger und Eliten in der Kommunatpo­
lilik . Stuttgart u . • . 1980. S. 128 . 
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Abbildung 1: Die Beteiligung ßJ1 Kommunalwnhlen in ausgewählten Bundesländern 

.) Vergleich der Beteiligung an Kommunal- , Landtags- und ß undestagswahlen 

100 

80 ............ _ .. 
...., ... 

60 

40 

20 

o 

Bayern NRW RLP 

Land _ KW D LW DBW 

Bundesländern 1). Wie ei n Vergleich der Beteili­
gung der BOrge r dre ier Bundeslände r an Bundes­
tags-. Landtags- und Kommu nalwa hlen zeigt. er­
re icht die Teilnahme rate be i Kommunalwahle n 
no rmalerwe ise nicht das ~i"eau de r Bundestags­
wahlen, liegt abe r in etwa in dem Bereich, der auch 
bei Landlagswa hlen erreicht wird. Ein einheilli­
ehe r. langfri stige r E nlwickl ungstrend der Bete ili­
gung an Kommunalwa hlen ist nich t zu erkennen. 
vie lmehr scheint die Höhe der Wa hl bcteiligung in 
erster linie von de r konkre tc n po li tischen Situation 
abzuhängen. Der auff!ilJige Anstieg der Wahlbc tci­
lig ung. der 1975 in Nordrhe in-Westralen auft rat. ist 
durch die Zusamme nlegung des Kommuna l- und 

7) Vgl. die Angaben bei Dieler Nuhlen. Wahlen und Wah l· 
systeme in de n Gemeinde n. in : Heinz Rauschfl'hco Stam· 
men (Hrsg.). Aspekte und Proble me der Kommunalpolitik. 
München t977, S, 149-186. bcs, S, 179 ff" Tabelle 2. 
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des L.1ndtagswahhe rmi ns bedingt (vgl. Abbil­
du ng I b). 

2. Die Einflußnahme aur Sachenlscheidungen 
Bürgerentscheid und ßürgcrbegehren 

Bei der Ausgesta ltung der Z uständigkeiten für 
Sachentschcidungen fo lgt auch das Kommunalver­
fassungssystem der Bundcsrepublik im großen und 
ganzen den Grundsä tzen repräse ntative r Demokra· 
tie. Abweichend davon e nthalte n die Gemeinde­
ord nungen von Baden-Württemberg. Schleswig­
Holstein und ~ icdersachsen die Einrichtung der 
Gcmeindeversammlung. d ie vcrbindlich über kom· 
munale Selbst"c rwa lt ungsange legenheiten ent­
scheide t. Nach de m Abschluß der kommunalen Ge· 
bietsreform spielt d iese Regelung jedoch in der po-­
li tischen Praxis keine Rolle mehr. Weder das 
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b) Entwicklung der Teilnahme 8D Kommunalwahlen, 1946-1984 
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Grundgesetz noch di e Länderverfassungen sehen 
ausdrücklich weitere kommunalpolitische Beteilj­
gungsrechte vor. Alle rdings gelten d ie in den Ver­
fassungen enthalte nen Grundrechtskataloge 
(Art . 1-19 GG) auch fOr die kommunale WiUens­
bildung. Zu den in der kommunal politischen Praxis 
bedeutsamsten Beteiligungsrechten gehört die Mit­
wirkung der Parteien an der politischen Willensbil­
dung des Volkes (Art. 21 GG). denn die Aktivitä­
ten der Parteimitglieder konzentrieren sich auf die 
Orts- und Kreisverbände I). 

Nicht alle politischen Einflußmöglichkeiteo sind in 
der Bundesrepublik verfassungsrechtlich geregelt. 
Insbesondere in der Phase innenpolitischer Refor­
men - etwa zwischen 1966 und 1974 - wurden die 
Gemeindeordnungen und einzelne Fachgesc tze des 
Bundes und der Lände r um zahlreiche Beteiligungs­
klauseln ergänzt. die Kühne zutreffe nd als pragma­
tische Auffangmechanismen für zunehmende BOr-

') v&I . Mathias Schm itz. Partizipation in/durch Parteien. in: 
<>sau W. Gabriel (Hrsg.) . Bürgerbelciligung und kommu­
nale Demokralie . München 19&3. S. 173-239. 
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geraktivitäten beschre ibt 9) . Bei e iner strikten Be­
grenzung des Bete iligungshegrirfs auf unmittelba re 
bürgerschaftliche Entscheidungsrechte über po Li ti­
sche und administrative Fragen stellt der Bürger­
entscheid nach § 21 de r Gemeindeordnung von Ba­
den-Württembergdas e inzige Ele ment direkter De­
mokratie in der deutschen Selbstverwaltungso rga­
nisation dar. E r überträgt den BUrgem bei wichti­
gen kommunalen Angelegenheite n wie der E rrich­
tung. de r Erv.'ei terung und der Aufitebung öffe ntli­
cher Einrichtungen oder der Änderung der Ge­
meindegrenzen ein Mitspracherecht. Ein Negativ­
katalog entzieht die staatlichen Aufrragsangc legen­
heiten und die laufenden Verwaltungsaufgaben . die 
innere O rganisation der Gemeindeverwaltung so­
wie die kommunale Haushaltssa tz ung und Abga· 
benwirtschaft dem Volksentscheid. Die Geme inde­
ordnung legt das Verfahren bei Bilrgerentschcide n 

9) JÖrg.Detlef KOhne. Zu ... Typologie und \'crfassungsreeht­
lichen Ei nordnung \'on Volksabstimmungen - eine rechts­
\'ergleiehc nde Einfü hrung. in: ders.lFriedrich Meissner 
(Hrsg.). Züge unmittelbarer ~mobal ie in der Gemei nde­
verfassung. GÖllingen 1977 . S. 17-54. S. 47. 
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detailliert fest. Er kann durch einen mit Zwei-Drit· 
tel-Mehrhei t geraßlen Gemeinderatsbeschluß oder 
durch ein erfolgre iches Bürgerbegehren e ingeleitet 
we rden. E in VorschJ ag ist angenommen. wenn er 
die Mehrheit der abgegebenen gültigen St immen 
auf sich ve reinigt und wenn sich mindestens 30 Pro­
zent der St immberechtigten an der Abst immung 
beteil igen. Unte r diesen Bedingungen ersetzt der 
Bürgerentscheid einen Gemeinderatsbeschluß 10). 

U nter verschiedene n Bezeichnungen räumen die 
Gemeindeordnungen von Hessen (§ Sb). Nieder­
sachsen (§ 22a). Rheinland-Pfalz ( I 17) und des 
Saarlandes (§ 20a) der Bevölkerung das Recht e in . 
bestimmte Themen in den kommunalen Entschei­
dungsprozeß einzubringen und auf diese Weise aur 
die politische Willensbildung einzuwirken. Das 
Entscheidungsrecht bleibt allerdings bei der Ge­
meindevertretung. Auch in Bade n-Württemberg 
gibt es zusätzlich zum Bürgerentscheid den Bürger­
a ntrag (§ 20 GOBW). der im Unterschied zu den 
Obrigen Bundesländern ip e ine n Bürgerentscheid 
einmünden kann . Die Gemeindeordnung von 
Nordrheill-Westfalen kenn t zwar das Institut des 
Bürgerbegehrens nicht. sie gibt aber jedem Bürger 
das Recht . dem Gemeinderat Beschwerden oder 
Anregungen vorzutragen (§ 6) . In Bayern und Ba­
d en- Württembe rg kann d ie Bürgerversammlung 
dem Rat Empfeh lungen unterbreiten (Art. 18. 
Abs.4 GOBay. § 20a GOBW). Als einziger Flll­
chenstaa t sicht Schleswig-Holstein in se iner Ge­
meindeordnung keine rlei gesetzlich gerege lte In­
itiativ- und Entscheidungsrechte für die Bürger 
vor 11). 

Die Brauchbarkeit des Bürgerbegehrens als Betei­
ligungsinst rument hängt unter ande rem von se iner 
konkreten inst itutionellen Ausgestaltung ab 12). 
Dabei spielen vor allem vie r Merkmale eine 
RoUe: 
1. die z uläs!)igl! n Gegell~ tälldl: des Begcluens. 
2 . der Kreis der Antragsbc rcchtigte n. 
3. der mit dem Begehren verbundene Aufwand 
und 
4. die Bedeutung des Begehrens für die Entschei­
dungspraxis der Kommunalve rtretung. 

10) Einzelheiten hierzu bei Alfred Ardeh/ Richard Secger • 
Bürgerentscheid. BUrgerbegehren und -anregung ("Bürger­
annag") in BBden-WUrttembcrg. in : Küh nclMeissner 
(Anm. 9) . S. 91- 11 9. S. 100ff. 
11) Vgl. die Übersicht überdic vcrsch icdenen Varian ten bUr­
gerschaftlichcr In itiati \' rechte bei PBul von Kodolitsch. Kom­
munale Beteitigungspoli tik. Be rlin 1980. S.23 ff. sowie 
$. 15 1. Übersicht 3. 
U) Vgl . ebda .. S. 25 ff.: Michael Malls r . Formen polit ischer 
Beteiligung in den Gemeindeordnungen de r Bundesländer. 
in : Gabricl (Anm. 10) . S. 105- 125. bes. S. 114 rr. sowie die 
einschlligigcn Beiträge. in: KUhne/Me issner (Anm. 9). 
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Den geringsten inhaltlichen Eiriscbränkungen un­
terliegt das BiJrgerbegehren hessischer Prägung. 
das sich auf alle kommunalen Angelegenheiten er­
st-recken· kann. Die Gemeindeordnungen der übri­
gen Bundesländer beschränken das Bürgerbegeh­
ren aufSe lbslverwal tungsange legenhe iten bzw. fas­
sen sei nen Anwendungsbereich noch enger. Tat­
sächlich dürfte sich die hessische Praxis jedoch nicht 
von der de r anderen Bundes länder unterscheiden . 
da nur bei Selbstverwaltungsaufgaben der für eine 
sinnvolle Anwe ndung des Bilrgerbegehrens erfor­
derli che kommunale Entscheidungsspielraum vor­
handen ist. Aufgaben der laufende n Verwaltung 
oder verwaltungsorganisatori sche Fragen erreichen 
zudem kaum die für ein Bürgerbegehren erforder­
li che Mobil isierung der Öffentlichkeit. 

Im Hinblick auf den mögl ichen Partizipantenkreis 
heben sich Rege lungen in Niedersachsen und 
Rhcinland-Pfa lz von de ne n der übrigen Bundeslän­
der ab. da sie das Mitwirkungsrecht nicht ausdrück­
lich mit dem Bürgerstatus verknüpfen. Praktische 
Bedcutung kommt diese r Unterscheidung vor allem 
für di e in einer Gemeinde lebenden Ausländer zu. 
die zwar den Status von Einwo hnern. aber kein 
Bürge rreCht besitzen. Die großzügigere Regelung 
in Rheinland-Pfalz und Niedersachsen kann die 
Aufnahmefähigkeit des kommunalen Entschei­
dungssys tems erhöhen. inde m sie Personen. die im 
übrigen Ober keine n gese tzlich ge rege lten Zugang 
zum politiSChen System verfügen. eine Möglichkeit 
gibt. ihre Anliegen gegenüber den lokalen Ent­
scheidungsträge m in einem förmJich geregelten 
Verfahren geltcnd zu machen . Verfassungspolitisch 
erscheint dies unproblematisch. da sich mit dem 
Bürgerbegehren keine Entscheidungskompetenzen 
verbinden. 

Die Motiva tion zur Einleitung e ines Bürgerbegeh­
rens dürfte von den in der Gemeindeordnung vor­
gesehenen Erfolgsbcdingungen abhängen. Dns Pe­
titionsrecht der nordrhein-westfälischen Gemein­
deordnullg und das Initiativrecht der Bilrgerver­
sammlung in Bayern und Baden-WiJrttemberg sind 
verhältn ismäßig unaufwendig konzipiert . Das BUr· 
gerbegehren im engeren Sinne muß dagegen einige 
formelle Hürden nehmen. bevor das betreffende 
AnHegen vom zuständigen Organ zu beraten ist. 
GenereU sehen die Gemeindeordnungen eine 
schriftlidle Formulierung und Begründung des ge­
forderten Anliegens vor. In Rheinland-Pfalz und in 
Niedersachsen gibt es für die AntragsteUer zusätz­
lich die Auflage. einen Finanzierungsvorschlag zu 
unterbreiten . Mit Ausnahme des Saarlandes sehen 
aUe Gemeindeordnungen für den Erfolg des Bür­
gerbegehrens eine nach der Gemeindegröße gestaf­
fe lte Mindestzahl von Unterschriften vor. Über die 
Zulässigkc it eines Bürgerbegehrens entscheidet im 
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Saarland der BürgenneiSler. in den anderen Bun· 
desländern der Gemeinderat Da die beiden Länder 
mit den niedrigsten Betciligungsquoren. Rhein· 
land-Pfalz und Niedersachsen. mit der Vorlage ej. 
nes Finanzierungsplanes eine anspruchsvolle For­
derung an die InitialOren eines Bürgerbegehrens 
stellen. ist es schwierig. die Partizipationsfreund­
li chkeit der Regelungen in den einzelnen Bundes­
ländern vergleichend zu beurteilen. 

Was die Bedeutsamkeit eines erfolgreichen Bürger­
begehrens für die Entscheidungspraxis des Rates 
betriff!. so muß man zwischen mehreren Aspekten 
unterscheiden : Ein Entscheidungszwang. wie e r in 
Hessen und Rheinland-Pfalz vorgesehen ist . bindet 
den Rat stärker als die in den übrigen Bundeslän­
dern bestehende BeratungspOicht. Der Verzicht 
auf eine EntscheidungspOicht gibt dem Rat die 
MögliChkeit . eine Forderung durch Nichtentschei­
dung zu unterlaufen. Hat er dagegen eine Entschei­
dung zu treffen. dann setzt er sich stärker der Kon­
trolle und Kritik durch die Ini tiatoren des Bürge r­
begehrens aus. Darüber hinaus dürfte die Bindung 
des Rates durch ein erfolgreiches Bürgerbegehren 
umso nachhaltiger ausfallen. je kürzer der zeitl iche 
Abstand zwischen dem BOrgerbegehren und dem 
Ratsentscheid ist. Der lange Zeitraum von sechs 
Monaten. den die hessische Gemeindeordnung für 
die Beratung und den BeschJuß über ein Bürgerbe­
gehren ansetzt. eröffnet für die Entscheidungsträ­
ger gleichfalls die Möglichkeit . die betreffende An­
gelegenheit so lange zu \'erschleppen. bis die erste 
politische Mobilisierung abgeebbt ist. 

Durch das Bürgerbegehren ist die Gemeindebeväl­
kerung nicht in der Lage. eine bestimmte Entschei- . 
dung der Kommunalvertretung zu erzwingen. Sie 
legt deren Handlungsmöglichkeiten nicht verbind­
lich fest. sondern läßt ihr die endgültige Entschei­
dung. Dennoch erscheint es sinnvoll. diese Einrich­
IUng als politische Partizipation anzusehen. we il sie 
der Öffentlichkeit einen Einfluß auf die kommunale 
Entscheidungsthematik einräum!. Anliegen. die 
von einem relativ großen Personenkreis in einem 
förmlich geregelten Verfahren in den kommunalen 
Entscheidungsprozcß eingebracht und in der Regel 
öffentlich beraten werden. können von den Ent­
scheidungsträgem nicht ohne weiteres verworfen 
werden. auch wenn sie formal das Recht dazu ha· 
ben. Auf den ersten Blick scheinen die vereinfach­
ten Initiativrechte wie das nordrhein-westfälische 
Petitionsrecht oder das Antragsrecht der bayen­
sehen und der baden-wOrttembergischen BUrger­
versammlung bei geringerem Aufwand einen ä'hnli­
ehen Effekt zu erzielen wie das Bürgerbegehren. 
Diese Annahme tnfft jedoch vermutlich nicht zu: 
Das Bürgerbegehren bezieht se ine besondere poli-
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lische Durchschlagskraft gerade aus se inen institu· 
tionellen Eigenarten. 

Die vorliegenden Studien über die. ~eil~ahme ~cr 
Bevölkerung an der Gemeindcpoht.lk. fUh~cn eane 
Reihe weitere r Einrichtungen auf. die Im Smne der 
eingangs vorgelegten Defin ition keine politi sche 
Partizipation darste llen. weil sie en e r de r lnform?­
tion der Öffentlichkeit als der Einflußnahme auf die 
lokalen Enlscheidungsträger d ienen . ffierzu gehört 
unter anderem die Bürgel"\·ersamrnJung. die in ih­
rem tatsächlichen Ablauf vornehmlich als Informa­
tions- und Selbstdar.neUungsinstrument der Ver­
waltung dient. Eher informative a ls partizipative 
Funktionen erfüllen wohl auch die Anhörung sach­
kundige r Bürger im Rahmen de r Ausschußarbe it. 
die Bilrgerfragestunde und die verschiedenen For­
men der Bürgerbeteiligung an der kommunalen 
Planung 13). Vo n politischer Partizipati? n i~ Sinn.e 
unse rer Definition ist schließlich auch die Mitarbeit 
in der Kommunalvcrtrcrung oder in ihren Aus­
schüssen zu unteßcheiden; de nn die damit verbu n­
denen EinflußmöglichkcitclI e rgeben sich aus der 
Wahl in ein öffentliches Amt. ni cht aus dem Bür­
gerstatus. Aus diesem Grunde sind s ie a~s qualita tiv 
eigenständige Formen politiSC he r Betätigung anzu· 
sehen. 

Der begrenzte Rahmen. innerhalb dessen si~h in 
den bundesdeutschen Gemeinden E lemente dlrek­
ler Demokratie erhalten bzw. durchsctzen konn­
ten. ist bislang empirisch kaum erforscht. Insbeson­
dere liegen praktisch ke ine system atischen Infor­
mat ionen über die Nutzung der institu tionell ver­
fügbaren Einflußmöglichkeiten durc h die Bevölke­
rung bzw. einzelne Gruppen vo r. 

Von diese r Feststellung muß man lediglich das Bür­
ge rbegehren und den Bürge renlscneid in Baden­
Würuembergausnehmen. Diese Einrichtungen wa­
ren Gegenstand mehrerer empiri scher Studien. die 
einen Zeitraum von mehr als zwanzig Jahren ab. 
decken und insofern einigennaßen verläßliche Aus· 
sagen über die praktiSChe ßedeutsa rnkeit di ese r di­
rektdemokratischen Verfahren zulassen. Ergän­
zend hierzu können ei ni ge Erfahrungsda ten über 
die rheinland-pfalzische Bürgerinitiative herange· 
zogen werden. 

Zwischen 1956 und 1978 fanden in Ba den-Württem­
berg 151 Bürgerbegehren und BUrgerentscheide 

U) Vgl. zu ersteren die Beiträge in: Kühn~icissncr 
(Anm. 9). sowie \'on Kodotitsch (Anm . 11). S. 2J ff. : Malla r 
(Anm. 12). S. t I1 ff.: zur Partizipation an der kommuna!en 
Plan ung: Adrienne Windhoff-Herilie r/Oscar W. Gabn.~ I . 
Politische Partizipalion an der kommunlltcn Planung. Bur­
gerschaftl iche Bctdtigung nach dc~ ßundcs~augesctz und 
dem SlädlcbaufördcrungsgesclZ. m: Gabncl (Anm. 8). 
S. t26- t55. 
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statt. In 29 Fällen führte das Bürgerbegehren nicht 
zu einem BUrgerentscheid. Aufgrund eines Bürger­
begehrens kamen 30 Bil rgerentscheide zustande. 
Die verbleibenden 92 Antragsverfahren betrafen 
d as Problem der Kreisreform. In 4 l weiteren Fällen 
initiie rte der Gemeinderat e inen Bürgerentscheid. 
D er von den einzelnen Enlscheiden ausgehende 
Mobilisierungseffekt war sehr un terschiedlich. An 
e inem 1956 Obcr die Verfassungsfonn durchgeführ­
ten Bürgerentscheid in der Stadt Achem betei li gten 
sich lediglich 9.6 Prozent der Stimm berechtigten. 
D agegen wurde die höchste Beteiligungsrate be i 
e inem E ntscheid über die Einrichtung einer Schule 
erzielt (93.9 Prozent) 14). 

In Rheinland-Pfalz wurde das Institut der Bürger­
initi ative erst 1973 geschaffe n. Kropshofer steUte in 
der Phase nach se ine r Einführung zunächst eine 
gewisse Z urückhaltung de r Bevölkerung gegenüber 
dem neuen Beteiligun gsinstrument fest lS). In der 
Folgezeit nahm allerdings die Akzeptanz der Bür­
ge riniti a tive in der Öffentlichkeit zu. In 49 kreis­
und verbandsfreien Gemeinden des Landes wurden 
zwischen 1976 und 1986 insgesamt 34 Bürgerinitia ti­
ven durchgeführt . davon allerdings zehn in den 
Universitätsstädten Mainz und Trier. 

Anders a ls in der Literatur gelegentlich behauptet 
wird . trägt wede r das Unterschrirtenquorum noch 
d as Erfordernis des Finanrie rungsvorschJages we­
sentlich zum Scheitern direktdemokratischer Bete i­
ligungsverfahren bei 16) . In Rheinland-PfaJz gelang 
es lediglich in drei von 34 Fällen nicht . di e gesetz­
lich vorgeschriebene Unterstützung zu mobilisie­
ren . in Baden-Württemberg wurde das Unterschrif­
tenquorum nur in vier Prozent aller Fälle nkht er­
reicht . acht Prozent der Bürgerentscheide kamen 
wegen e ines fehlenden FinanzierungsvorschJages 
nicht zus tande. Wesentlich häufiger war der Mißer­
folg von Bilrge rbegehren auf e ine restri ktive Ausle­
gung ihre r ZuJ ässigkeit durch die Kommunalvertre­
tung zurückzuführen. So wiesen die baden-wür t­
te mbergischen Vertretungs körperschaften 56 Pro­
zent der Bürgerbegehren mit der Begründung zu­
rück. es hande le sich nicht um eine wichtige Ge­
meindeangelegenheit . Sieben Prozent wurden als 

14) Angaben nach GUnter ßeilharz. Politische Partizipation 
im Rahme n des § 21 der Gemdndeordnung von Baden­
W ürttembcrg. Dissertation. Universi tät TUbingen 1981. 
S. 180 ff. 
IS) Birger Kropshofer . Unmittelba re Burgerbetciligung mit 
lediglich beratende r Wirkung in Rh einla nd-Pfalz. in : KühneI 
M eissncr (Anm. 9). S. 141-150. S . 147ff. 
16) Vgf. Michael J . Buse/Wilfried Ne lles, F~~en ~nd Be­
di?gungen der Part izipa tion im politi scn-ad '!l~ mst.ra tl\·en Be:­
rClch. in : U lrich "on Ale ma nn (Hrsg.). PanlZlpatlon . Demo­
kratisicrung. Mil~timmung. Problemstand und ~ite~tur i n 
Politik . Wirtschaft. Bildung und Wissenschaft. Eme EmfUh­
rung.Oplodcn 1975. S. 41- 11 1. bes. S. 97. 

9 

unzulässig deklariert . weil das Begehren nicht auf 
eine öfrentliche Einrichtung zielte 17) . Teilnahme­
hemmend könnten das Q uorum und das Erforder­
ni s. einen FinanrierungsvorscWag zu unterbreiten. 
allenfall s insoweit wirken. a1s sie potentielle Initia­
toren möglicherweise davon abhalten. e in Bürger­
begehren oder e ine Bilrge rinitiative einzuleiten. 

Aus dem in der baden-württembergischen Gemein­
deordn ung entha1 tenen Positiv- und Negati vkatalog 
resultiert mi t einer gewissen ZwangSläufigkeit eine 
bestimmte themati sche Ausrichtung der Referen­
den. Nach Beilharz spielten die Gebietsreform 
(26 Proze nt) und die Wahl der kommunalen Ver­
rassungsrorm (25 Prozent) in den Forderungskata­
logen de r Initiati ven die wichtigste RoUe t8). Mit 
deutlichem Abstand folgten die Themenfelder 
Schulen (13 Prozent) . Wasserversorgung (12 Pra. 
zent) und Bauleitplanung e inschließlich Sanie­
rungsmaßnahmen (10 Prozent). Auf der Basis eines 
anders ange legten Beschreibungsrastcrs legen Ar­
deli und Seeger Ergebnisse vor. die von den Befun­
den Beilharz' e rheblich abweichen. Nach ihren An­
gaben entfielen mehr als die Hälfte alJer Fälle auf 
die kommunale Gebietsreforrn . die kommunalen 
Einrichtungen lagen mit 23 Prozent noch deutlich 
vor den Bürge rbegehren zur kommunalen Verfas­
sungsform (17 Prozent) 19). Mit dem divergieren­
den Untersuchungsze itraum lassen sich diese Un­
terschiede nicht erklären. Sie haben wohl auch da­
mit zu tun . daß Beilharz bei der Auswertung der 
Themenschwerpun kte die Kreisreform ausgeklam. 
mert zu haben scheint. 

Da die rheinland-pfälzische Gemeindeordnung den 
Gegenstandsbereich der Bürgerinitiative weiter 
faßt als dies be im baden-württembergischen Bilr­
ge rbegehren der FaU ist. lassen sich in dieser Hin­
sich t die für die heiden Bundesländer vorliegenden 
Ergebnisse kaum miteinande r ve rgleichen. Die 
größte Bedeutung unter den Aktionsbereichen der 
Bürgerinitiativen nach § 17 GORP kam den The­
men Verkebr (12) und Umweltschutz (9) zu. Zwei 
Antragsverfahren zielten darauf. die betreffende 
Stadt zur atomwaffenfre ien Zone zu erklären. 

Angaben über die erfolgreiche Durchsetzung der 
Anliegen der Bürge rentscheide sind in der Unter­
suchung von Beilharz und in der rheinland-pfälzi­
sehen Erhebung nicht enthalten: Nach den Anga­
ben von Ardelt und Seeger kamen drei Viertel der 
120 zwischen 1956 und 1976 initiierten Bürgc rent­
scheide. nämlich 89. zustande. Erfolgreich war etwa 

17) Die Angaben für Baden-WOrttem~rg sind de r Arbeic 
\"on Beilh arz (A nm . 14). S. 76ff. enlnOOlmen. d ie Dalen für 
Rhein land·Pfalz wurden ,'om Verfasse r erhoben. 
111) VgJ. ß eilharz (A nm . 14), S. 72 ff. 
19) ArdcltJSecgc.r (Anm. 10), S. 113 Cf. 
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jedes zweite Bürgerbegehren . Mit einer Erfolgs· 
quote von 80 Prozent setzten sich die durch einen 
Gemeinderatsbeschluß eingeleiteten Entscheide 
aber wesentlich häufige r durch . Die Chancen eines 
erfolgreichen Abschlusses des Verfahrens waren 
ebenfalls bedeutend größer, wenn der Bürgercnt· 
scheid auf einen Gemeinderatsbeschluß zurückging 
(43 Prozent gegenüber 33 Prozent beim Bürge rbc­
gehren) 20). Dies deckt sich mit der Fests tellung von 
Beilharz, daß der Erfolg von Bürge rbegehren und 
die Annahme der durch einen Bürgerentscheid arti· 
kulierten Forderung vor allem von der Mobilisie­
rung offizieUer Unte~tützung abhängen 21). 

Trotz ei nige r WeilcrentwickJungen der Elemente 
direkter Demokratie blieben die in de n meisten 
Bundesländern durchgeführten Reformen des 
Kommunalverfassungsrechts we itJtintc r den in Ba· 
den·Würtlemberg ge ltenden Regelungen zurück. 
Auch im internationalen Vergleich - besonde~ 
mit der Schweiz und den USA - gibt es in der 
Bundesrepublik nur bescheidene institutioneUe 

Möglichkeiten ror eine direkte Einflußnahme der 
Bürger auf SachenlSCheidungen. Vernünftige 
Gründe für diese Zurückhaltung gegenüber den di· 
rektdemokratischen Beteiligungsmöglichkeiten las­
sen sich auf Anhieb nur schwer erkennen. Ocr Ver­
weis auf das Scheitern der plebiszitären Einrichtun­
gen in der Weimarer Verfassung überzeugt he ute 
kaum noch. da sich die politischen und kultureUen 
Rahmenbedingungen der Bundesrepublik e rheb­
lich von denen der Weimarer Republik unterschei· 
den. 1m Lich te der Ergebnisse der international 
vergleichenden Partizipations- und EinsteUungsfor­
schung erscheint das verständliche Mißtrauen der 
Verfassungsväter gegenüber dem demokratischen 
Bewußtsein der Bundesbürger nicht mehr gerech t­
fertige Mit Ausnahme des Wahlrechts werden die 
institutionell geregelten Formen der Be teiLigung 
der Öffentlichkeit an kommunalen Entscheidungen 
in der Praxis nicht intensiv genut.zt . und sie scheinen 
vornehmlich Angehörigen der oberen Mitlelschicht 
als Instrumente politischer Einflußnahme zu die­
nen 22). 

IH. Strukturen kommunalpolitischer Partizipation 
in der empirisch-verhaltenswissenschaftlichen Forschung 

Die Beteiligung der Öffentlichke it an kommunalen 
und nationalen Entscheidungen läßt sich nicht lük­
kenlos durch die Verfassung und die Ges.etze regu­
)ieren. Zu einem großen Teil vollzieht sich das poli­
tische Engagement in institutionell ungeregelter 
Form und kann mit einer rein formal·institutionel­
len Untersuchungss lrategie nicht erfaßt werden. 
Deshalb ist die bisher vorgelegte institutioneU aus­
gerichte te Analyse durch eine am verhaltenstheore­
tischen Ansatz orientierte Betrachtung zu ergän­
zen. Dabei bietet es sich an, einige bundesweite 
Partiz:ipationsstudien unter dem Gesichtspunkt ih­
rer kommunal politischen Relevanz auszuwerten. 

1. Die lokalpolitiscbe Kompetenz 

Die politische Partizipation erfüllt defirtitionsge­
mäß den Zweck. der Bevölkerung Einfluß auf die 
Entscheidungen über öffentlicbe Angelegenheiten 
zu eröffnen. Diese FeststeUung will den symbolisch­
expressiven Wert politischer Beteiligung nicht be­
streiten . aber auf die Dauer führt eine ausschließ­
lich symbolische. nicht durch effektive Einnuß­
chancen abgesicherte Mitwirkung vennutlich eher 
zur Frustation als zum Erwerb partizipativer Kom­
petenz. Eine aktive Beteiligung an der Politik ist 

"'J Ebda. 
21) Vgl. Beilhan (Anm. t4), S. l09ff. 
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vor allem dann zu erwarten, wenn in der Öffentlich­
keit das Bewußtsein vorherrscht . man könne du rch 
politisches Engagement seine VorsteUungen und 
In teressen durchsetzen. 

In Deutschland bietet die Kommunalpolitik beson­
ders günstige Voraussetzungen für den Erwerb par­
tizipaliver Normen und Fertigkeiten. Während die 
Beteiligung an der nationalen Politik erst nach der 
Gründung der Bundesrepublik dauerhaft als Ve.r­
haltensnonn institutionalisiert wurde. gibt es eine 
bis ins frOhe 19. Jahrhundert zurück reichende Tra­
dition der Bürgerbeteiligung an der Erfüllung kom­
munaler Aufgaben 23). Aus diesem Grunde ist es 
nicht weiter verwunderlich. daß Almond und Verba 
noch in den fünfziger Jahren ein starkes Gefalle 
zwischen der Wahrnehmung von Einflußmöglich­
keiten auf lokale und natjonale politiSChe Entsche i-

71) Vgl. Beilharz (Anm. 14). S. 9Of(.; WindhoCf·H~ri licrl 
Gabricl (Anm. 13). S. I46Cf .. bes. 149ff. 
ll) Vgl. den Überblick bei Arthur B. Gunlicks. Local Go­
\'emmenl in Ihe German Federni Syslcm. Durhtlm 1986. 
S. 5 ff.; auf die Einstellungs- und Verhaltensrele\'anz dieses 
Sacb\·erhahs weisen hin: Gabriel A . AJmondlSidney Ve rba. 
Potitica1 Cutlure. Potitical Anitudes and Dcmocracy in Fi\'e 
Nations. Boston 1965. S. 145; sowie Max Kaase:. Partizipa­
torische Revolution - Ende der Parteien. in: Joachim 
Raschke (Hrsg.). Bürger und Parteie n. Ansichten und Ana­
lysen einer 5Chwierigen Bez:ichuna;. Optaden 1982. S. 173-
189. S. 187. 
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Tabelle 1: Kommunalpolitisches Kompetenzbe.:. 
wußtsein in der Bundesrepublik Deutschland von 
1959 bis 1980 in Prozent 

Frage: Angenommen. hier in der Gemeindever· 
waltung!StadtvefVIaJtung würde eine Verord-
nung in Betracht gezogen. die Sie als sehr unge-
recht oder nachteilig betrachten. Was meinen 
Sie. könnten Sie dagegen tun? 

1959 1974 1980 

Nichts 31 21 21 

Bildung informeller Gru?, 
pen. gewaltfreier Protest 13 34 35' 
Mobilisierung von Par· 
teien 3 3 2 
Mobiljsierung von Interes-
sengruppen 5 I 1 
individuell e Kontakte zu 
PoUtikern 13 LO 13 

individuelle Kontakte zu 
Behörden 26 7 8 
Rechtsweg • 1 II 3 

Wählen/Abstimmen I 5 2 

Mobilisierung von Massen· 
medien - I 5 

gewaltsamer Protest I 0 6' 
Anderes 0 4 2 

keine Angaben 7 3 3 

N 955 2307 912 

QueUen: The Civic Culture. ZA-Nr. 624; Politische 
Ideologie I. ZA-Nr.757; Politische Ideologie U. 
ZA-Nr. 1190. 
Anmerkung: Die Untcrscheidungzwischcn den Ant-
wortkategorien "Bildung informeller Gruppenlg~-
waltfreier Protest/gewaltsamer Protest" wurde In 
den Erbebungen von 1959 und 1974 noch nicht vor-
genommen. 

dungen feststellten. In einer 1959 durchgeführt~n 
Erhebung erklärten 62 Prozent der Befragten. sie 
fühlten sich in der Lage. etwas gegen ungerechtfer­
tigte Vorhaben der KommunaJverwaJtung zu unter· 
nehmen. Vergleicbbare Einflußc.bancen in der na­
tionalen Politik sahen dagegen nur 38 Prozent. Der 
Unterschied zwischen der lokalen und der nationa­
len Kompetenz war in der Bundesrepublik damals 
erhebljch größer aJs in den traditionsreicben Demo­
kratien (USA und Großbritannien) 24). 

l-t) Vgl. AlmondlVerba (Anm. 23). S. 14Off.. bes. 
Tab. VI." 
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Die Studie von Almond und Ve rba lag zei tli ch vor 
dem Beginn einer Entwicklungsperiode. die man in 
der Literatur als "partizipatorische Revolution" be· 
sch.reibt2S) und in deren Verlauf sich ein deutlicher 
Anstieg der Beteiligungsberei tschaft einstclile. In 
der Bundesrepublik kann man diese Entwicklung 
aus heutiger Sicht nicht zuletzt auf die Zunahme des 
politi schen Kompetenzbewußtseins. vor alJ em in 
bezug auf die nationale Politik. zurückführen. Seit 
1959 schwächte sich das GefäJle zwischen der sub­
jektiven Kompetenz in lokalen und nationalen An­
ge legenhe iten deutlich ab. 1m Jahre 1980 gaben 
76 Prozent der befragten Bundesbürger an . sie wür­
den sich im Bedarfsfalle gegen unerwünschte Maß­
nahmen der Kommunalverwaltung zur Wehr set­
zen. Entsprechende Reaktionen auf nachteilige Ge· 
setzesinitiativen des Bundestages kündigten 
61 Prozent an. 

Mindestens so großes Interesse \vic der genere lle 
Anstieg der subjekti ven politische n Kompetenz 
verdient die Frage. ob sich die von den Bürgern 
präferierten Formen der Einflußnahme verändert 
haben. Der Vergleich der hierzu aus den Jahren 
1959. 1974 und 1980 vorliegenden Date n wirft ge­
wisse Probleme auf. weil die Angaben in diesen 
Studien nicht nach einem einheitlichen Schema aus­
gewertet wurde n. Dieser Umstand erschwert zwar 
die Interpretation der eingetretenen Veränderun· 
gen . macht aber Aussagen über einen Wandel der 
politiSChen Verhaltensabsichten nicht unmöglich. 

Nach einer weitverbreiteten VonteIlung ist die Be· 
ziehung der Deutschen zum Staat vor allem überdie 
Exekutive vermittelt. Dies belegt die Erhebung aus 
dem Jahre 1959. in de r fast jeder dritte Befragte 
angab. er würde sich penönlich an die zuständige 
VerwaJrungsbchörde wenden. um eine une r· 
wünschte kommunale Maßnahme abzuwenden. 
Erst mit weitem Abstand folgten als nächslge­
nannte EinOußstrategien die Mobilisierung inror· 
meiler Gruppen und individuelle Kontakte zu Poli· 
tikern. Zwischen 1959 und 1980 veränderten sich 
die poUtischen Verhaltensabsichten grundlegend: 
Während die individuelle n VefVIaltungskontakte 
an Bedeutung verloren. verdreifachte sich der An­
teil der Bundesbürger • die im Zusammenwirken mit 
Freunden. Nachbarn u. ä. versuchen wollten . ihre 
politischen Ziele durchzusetzen. Auf einem ohne· 
bin niedrigen Niveau entwickelte sich das Ve r­
trauen in die Parteien und Interessenverbände als 
Partizipationskanäle nochmals leicht rOckläufig. 
Allerdings würde man der Vermittlungsrunktion 
der politischen Parteien in der Kommunalpolitik 
nicht gerecht. wenn man die individuellen Kontakte 
der Bevölkerung mit Politikern unberücksichtigt 

2:'1) vgl. ebda .. S. 2. sowie Kaase (Anm. 23). S. 177(r. 
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ließe. In der Bundesrepublik laufen Politikerkon­
takte fast ausschließlich über die Parteien. Die Bür­
ger mobilisieren auf diesem Wege die politisch~n 
Paneien für ihre Anliegen. ohne selbst dauerhaft ID 

ihnen mitzuarbeiten. Nimmt man die verschieden­
anigen Formen parteien vermittelter Einflußnahme 
zusammen. dann bleibt die Rolle der Paneien als 
Instrumente lokalpolitischer Partizipation ziemlich 
unveränden (vgl. im e inzelnen die Angaben in Ta­
belle 1) . Angesichts des starken Mitgliederzuwach­
ses der Parteien ist dies ein überraschendes Ergeb-­
ni s. Die Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung 
politischer Ziele spielte weder 1959 noch 1974 eine 
RoUe. 

Almond und Verba sahen in der Bereitscha ft der 
Bürger. bei der Durchse lzung ihrer poli tischen Vor­
stellungen mit anderen zusammenzuarbeilen. einen 
Indikato r des demokrat ischen Reifegrades eines 
Landes. Das gemeinschaftliche politische Engage­
mt:nt versetzt ihrer Meinung nach die Normnlbür­
ger in die Lage. ihre Eigeninteressen zu artikulie­
ren . Einfluß auf die Regierungzu nehmen und diese 
zu verantwortlichem Handeln zu zwingen. Nicht 
zuletzt trage es zur Integration der Bürger in das 
politische Gemeinwesen bei 26). 

Macht man sich diese Betrachtungsweise zu eigen. 
dann stellte sich die Situation der Bundesrepublik 
im Jahre 1959 zwiespältig dar. Zwar arbeiteten 
mehr Bürger in formalen politischen Orga nisatio­
nen mit als in Großbritannien und in den USA. Im 
Unterschied zu den etablierten Demokratien betä­
tigten sich jedoch in der BundesrepubLik wesentlich 
weniger Personen in informellen politischen Ak­
tionsgruppen. Dementsprechend indiziert der 
Wandel der bevorzugten Einnußstrategien eine 
Stärkung der bundesdeutschen Demokratie. 

Neuere Daten Ober die subjektive politische Kom­
petenz in nationalen und lokalen Fragen liegen 
nicht vor. Allerdings enthält eine international ver­
gleichende Studie aus dem Jahre 1985 lnformatic:r 
neo Ober die in der Bevölkerung vorherrschende 
Einschätzung des eigenen Einflusses auf die lokale 
und nationale Politik . Danach glaubten in der Bun­
desrepubLik 29 Prozent de r Befragten. der Durch­
schnittsbürger habe Einnuß auf die lokale Politik 
(USA: 32 Prozent: Großbritannien 2~ Prozent) . 
Auf der nationalen Ebene lagen die Wene erheb­
licb niedriger (BundesrepubLik und Großbritan­
nien: 8 Prozent : USA: 19 Prozent) 27). Ein direkter 
Vergleich dieser Angaben mit den zuvor präsentier­
ten Daten zur politiSChen Kompetenz verbietet sich 

26) Vgl . AlmondfVerba (Anm. 23). S. 151 rr. 
27) Angaben nach: InlemalionaJ Sodal Sur ... ey Programme 
(ISSP) - Role of Govemment. Codcbuch (ZA Nr. 1490). 
S. 79 ff. 
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aus methodischen GrUnden. Insofern sind Aussa­
gen über die seit 1980 e ingetretene Entwicklung 
nicht möglich. 

2_ Strukturen und Bestimmungsraktoren konven­
tioneller und unkoRn:ntioneller politischer Aktivi­
tät: Begriffe und Erbebungs\'erfahren 

Wie die Untersuchung der subjektiven politischen 
Kompetenz erkennen läßt. verbinden sich in der 
Bundesrepublik mit der "panizipativen Revolu­
tion" zwe i Entwick lungen: ein genereller A nstieg 
der Bctei ligungsbe re itschaft und die AUSbre itung 
neuer kollektiver Aktionsformen. Den Auftakt zur 
qualitativen Veränderung des Be teiligu ngsverhal­
tens bildeten die Aktivitäten der Studentenbewe­
gung. jedoch ents ta nden schon bald darauf lokale 
Initi at ivgruppen . die zur Durchsctzung ih rer Forde­
rungen auf die \'on der APO entwicke lten Aktions­
fonnen zurückgriffen 28). 
Mil dem Aufkommen neuer Partizipation .. fonnen 
ergab sich für die empirische Politikwissenschaft die 
Notwendigkeit . die Beziehung zwischen dem tradi­
tionellen partei- und wahl bezogenen Verhalten 
und den neuen Protestaktivi täten theoretisch und 
empirisch zu klären. Den bis lang wichtigsten Bei· 
trag hierzu lieferte das .. Political-Action-Projekt" 
im Rahmen einer \'ergleichenden Analyse des Be­
teiligungsverhaltens in acht westlichen Demokra­
tien 29). Dabe i unterstelJten die Forscher die Exi­
stenz zweier verschiedenartiger Beteiligungssy. 
sterne. die sie a ls .. konventionelles" und als .. unkon­
ventionelles politisches Verhalten" bezeichneren 
und folgendermaßen definierten: .. Als konventio­
nell werden diejenigen Beteil igungsformen be­
zeichnet. die mit ho her Lcgitimitätsge ltung auf in­
stitutionalisierte Ele mente des politischen Prozes· 
5CS. insbesondere auf die Wahl bezogen sind . auch 
we nn diese Formen se lbst nicht institutionalisiert 
sind. . . . Als unko nventionel1 werden hingegen 
alle die Betciligungsformen bezeichnet. die auf in. 
st itutionell nich t ve rfaßte unmittelbare EinDuS­
nahme auf den politiSChen Prozeß absteIlen."'JO) 
Die empiri sche Analyse konventione ller politischer 
Aktivitäten konnte an zablreiche Vorarbeiten an-

21) v&I. hknu ausfuhrl ich: Oscar W. Gabriel. Von der Ein­
Punkl-Aktion zur sozialen Be ..... egung? Bürserinitiath'en in 
der Kommunalpoliti k. in : ders. (Hrsg.). (Anm. 8). S. 271-
304: den .. Bürgerinitiativen in der Kommunalpolitik - Enl­
stehungsbcdingungen u nd Aklionsfonnen . in: Semd Gug. 
genbergerlUdo Kempf (Hrsg.) . BOrgerinitiati\'en und repri­
sentath'CS System. Opladen 191W. S. 257-275. 
29) Vgl. als wichtigsie Veröffcnllichung: Samuci H. Barnw 
Max Kaa~ u. 8 • • Polilia ll Action. Man Participalion in Fh-e 
Nalions. Bc\'e rly Hills- l..ondon 1979. 
JII) Mall Kaase. Vergleiche nde Partizipalionsforschu ng. in: 
Dirk Dcrg-SchlosscrlFcrdinand MUlle r-Rommel (H~g.) . 
Vergleichende Politik .... isscnschafl. Ein einführendes Hand­
buch . Opladcn 1987. S_ 135-150. S. 138. 
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knüpfen 31 ). In der Tradition der empiri schen Par. 
ti zipationsforschung en twicke lte man eine Skala 
konventionelle r politischer Partizipa tion. di e aus 
sieben hierarchisch geordne ten E inzelakt iviUUen 
bestand. Die "Basis" des konventionellen Partizi· 
pationssyslems bildeten einfache. weit verbreite te 
Aktivitäte n wie die Lektüre des politiSChen Teils 
der Zeitung und die Beteiligung an poli tischen Dis­
kuss ionen. An der Spilze der Partizipat ionshie rar­
chie standen aufwendige und se ltene Aktivitäten 
wie der Besuch politi scher Veranstaltungen oder 
die individuell e Kontaktaufnahme mit Politikern 
(genauere Ang3ben in Tabelle 2) 32). Die Teil­
nahme an Wa hle n wurde. wie schon bei Verba und 
:"Iie. als eigenständiges Partizipationssystem ange­
sehen lJ). 

Auf dense lben Überlegungen basierte die Skala un­
konventione llen politischen Verhaltens. bei deren 
Konstru ktion ei n Rückgriff auf frühere Forschungs­
ergebnisse allerdings nicht möglich war. Die sieben 
hiera rchisch geordne ten Einze lak tivitäten unter­
schieden sich wie die konventione ll en Aktivitäten 
in ihre r Verbreitung und in ihrem Schwie rigke its­
grad voneinander. Darüber hinaus sind einige die­
ser Aktionsformen lega1. andere illegal. Zu ersteren 
zähl t Fuchs die Unterzeichnung von Petitionen s0-

wie die Teilnahme an genehmigten Demonstratio­
nen und an Boykotten. Die darauf aufbauenden 
Formen zivilen Ungehorsams (Verkehrsblockaden. 
Miet- und Steuerstreiks. wilde Streiks und Gebäu­
debeselZungen) überschreiten die Legalitäts­
schwelle. ohne aber im RegeUalle Gewalt gegen 
Personen zu implizie ren. Die Gewaltanwendung 
ließ sich auf der Skala unko nventionellen Verhal­
tens nicht einordnen und bildete ein Handlungssy­
stem eigener ArtJ.l). 

Die der Messung konventioneller und unkonventio­
ne ll er Be teiligung zugrundeli egenden theoretischen 
Annahmen bewährten sich in de r empirischen Ana­
Iyse. Weitere empirische Partizipationsstudien über 
die Bundesrepublik kamen zu ähnlichen Ergebnis­
sen. Alle Untersuchungen stülZCn die Schlußfolge­
rung. daß sich die Bevölkerung zur DurchselZung 

31) Vgl. die Obenicht bei tester W. Milbrath . Politica l Par· 
t icipation. How and Why 00 People Get Invol\'ed in Politics . 
C hicago 1965. . 
31 ) Einzelheiten zur Entwick lung dieser Verhaltensskala bei 
Alan MarshJMax Kaase. Measuring Politica l Action . in : Bar­
nesIKaasc (Anm. 29). S. 56-96. bes. S. 84 ff. 
3l) Vgl. ebda .• S. 86 sowie VerbalNie (Anm. 2). S. 51 ff .• 
S. 78 ff. 
J.&) Dieter Fuchs. Die Aktionsfonncn der neuen sozialen 
Bewegungen . in : Jürgen W. Falter/Christian FcnncrlMichael 
Tb . Grc\'cn (Hrsg.) . Polilische Witlcnsbildung und Intcrcs­
scn\'ennittlung. Verhandlungen der Fachtugung der DVPW 
\'om 11.-13. Oktobe r 1983 in Mannhcim. Opladen 1984. 
S. 621-634. bcs. S. 623 f.; genauerc Informationen zur Ska­
lenstruktion bei MarshlKaase (Anm. 32). 
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ihre r politischen Ziele unterschiedlicher Strategien 
bedient. So . grenzten Ellwein. tippert und Zoll 
.. vie r empi risch abgesicherte Verhaltenssegmente 
bzw .• Typen'·· poLitischer Partizipation voneinan­
der ab. die sie a ls fonnelle Te ilnahme. als individu­
e lle politiSChe Aktivität. als passive und als demon­
strat ive Teilnah me bezeichneten. Radtke ennittelte 
ebenfalls vier Systeme JX>litischer Partizipation: die 
unkonventione lle politische Aktivität . die Parteiak­
ti vitäten . di e strukturell unreglementien en Aktivi­
täten und die Standardaktivit äten. Die drei hier 
vorgestellten Untersuchungen stützen also - bei 
im Einzelnen divergierenden Ergebnissen - die 
Unterscheidung zwischen konventionellen. wahJ· 
und parteienbezogenen Aktivitäten und direktde­
mokratischen Handlungsfonnen 35). 

Trotz erheblicher theore tisch-methodischer Fort· 
schritte blieben die empirischen Panizipationsstu· 
dien in manche rlei Hinsicht unbefriedigend. Sie be­
schreiben und e rklären zwar verschiedenartige poli. 
tische Aktivitäten. lassen aber die Frage unbeant­
wortet. ob die Part izipanten diese Handlungen tat­
sächlich als politische Partizipation einschätzen. als 
Versuche nämlich. Entscheidungen der politischen 
Führung zu beeinflussen. Bei den meisten konven­
tionellen politiSChen Aktivitäten. etwa beim Lesen 
des politischen Teils der Zeitung. bei der Bete ili­
gung an politischen Diskussionen oder beim Besuch 
politi scher Veranstaltungen erscheint dies bereits 
auf den ersten Blick unwahrscheinlich. Teils haben 
wir es mit Kommunikationsaktivitäten. teils mit 
Unterstützungshandlungen ohne Entscheidungsbe­
zug zu tun . Inwieweit sie der politischen Einfluß­
nahme dienen . müßte empirisch überprüft werden. 
Diese Feststellung gilt es auch filr einzelne unkon­
ventionelle Aktivitäten. insbesondere die Teil­
riahme an Boykotten. Mietstreiks oder wilden 
Streiks. deren AusriChtung auf das politische Sy· 
stem zudem fraglich erscheint. zu klären . Gerade 
die Protestaktivitäten weisen nach Kaase und Bar­
nes eine starke rituelle Komponente auf. die sich 
mit dem eingangs vorgestellten instrumentellen 
Partizipationsbcgriff nicht ohne weiteres ver-

lS) Vgl. Thomas EllweinlEkkehard LippertlRalCZoII . Politi­
sche Beteiligung in der Bundesrepublik Deutschland. Göt­
tingen 1975. S. 82 Cr.; GOnter D. Radtke. Teilnahme an der 
Potitik . BestimmungsgrOnde der Bereitschaft politischer Par­
tizipation . Ein empirischer Beitrag. Leverkusen 1976. bcs. 
S. 22 ff.; etwas anders dagegen die kommunalpolitischcn 
Fallstudien ,'on Arzberger (Anm. 6). S. 115ff. ; sowie Mi­
chael J . BuselWilfried NelleslReinhard Oppermann. Deter­
minanten politischer Beteiligung. Theorieansatz und empiri­
sche Überprüfung am Beispiel der Stadtsanierung Ander­
nach . Meise nheim am Glan 1978. S. 162ff. Die Arbeit "on 
Hans Martin Uehlinger, Politische Partizipation in der Bun­
desrepublik . Strukturen und Erklltrungsmodelle. Opladen 
1988. lag erst nach der Drucklegung dieses Beitrages "or und 
konnle deshalb nicht berUcksichligt werden. 
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trägt 36). Unter den institu tio ne ll en Bedingungen 
der Bundesrepublik erscheint schließlich die Be­
schreibung der legalen un konve ntionell en Akt ivilli­
tcn als nicht institut iona lisie rt es Verhalten proble­
matisch. Oc r Grundrechtsteil des Grundgese tzes 
sich t ausdrücklich Demonstrations- und Petitions­
rechte vor. Die empiri sche Partizipationsforschung 
müßte sich in der Z ukunft stärker um eine theore­
tisch schlüssige Umsetzung des Partizipationsbe­
griffes bemühen und sich au f die Analyse solcher 
Aktivitäten ko nzentri eren. die sich al s Instrumente 
politischer Einnußnahme eignen . Darüber hinaus 
wäre es zweckmäßig. die de r po litischen Beteili­
gung zugrundeli egenden Motive und die mit ihr ver­
folgten Absichten genauer zu untersuchen. um auf 
diese Weise verläßlichere Aussagen über die parti­
zipative Komponente politischen Verhaltens zu er­
halten. 

3. Die Ergebnisse der empirischen Forsthung: Das 
BeteiligungsverhnJtcn in der ßundcsrepublik 
1974 und 1980 

Die Zunahme der subjektiven politischen Kompe­
tenz zieht mit großer Wahrscheinlichkeit eine inten­
s ivere Beteiligung der Öffentlichkeit an der natio­
naien und loka len Politik nach sich 37). Daß die 
.,partizipato rische Revolution" nicht allein die pa ir. 
tischen EinsteUungen der ' Bundesbürger verän­
derte . sondern daß sie darüber hinaus auch für das 
politische Verhalten bedeutsam wurde. zeigt sich 
am Anstieg der Wahlbeteiligung auf allen Ebenen 
des politischen Systems und an den steigenden Mit­
gliederzahlen der politischen Pa rteie n. Das Auf­
kommen der Bürgerinitiativen in der zweiten Hälfte 
der sechziger Jahre belegt ebenfalls die Gültigkeit 
dieser These. Allerdings gibt es bislang keine zuver­
lässigen Angaben über die Zahl der in Bürgerinitia­
tiven aktiven Personen 38). 

Eine langfristig angelegte empirische Analyse des 
konventionellen und des unkonventionellen politi­
schen Verhaltens in der Bundesrepublik schei tert 
an der Datenlage. Insofern kann nachfolgend nur 
die Entwicklung in den Jahren 1974 bis 1980 vorge­
stellt werden. ' Dabei wird deutlich. daß sich auch 

36) Max KaaselSamuei H . Bamcs. In Conclusion: The Fu­
ture of Political Protest in Western Dcmocracies. in : Barncsl 
Kaase u. a. (Anm. 29). S. 523-536. bes. S. 527ff. 
31) Vgl. Lester W. MitbralhIM. Lai Goel. Political Panici. 
pation. How and Why Do People Gel Invoh'ed in Politics. 
Chicago t 9n . S. 57ff. 
lII) Vgl. die Angaben zu den Parteien und zur Wahlbetcilj· 
gung bei: Klaus \'on Beyme , Das politische System der Bun­
Iksrepublik Dcu1Khland. Eine Einführung, MOnchen- Zü­
rich ·19852, S. 67ff.. Tabellen 4.1 und 4.2; zu den Bürger­
inilialh·enNgl. Gabriel (Anm . 28). S. 271 f. ; zu den Vereinen 
und Verbänden vgl. Ulrich \'CD Alemann. Organisicrte In­
teressen in der Bundesrepublik. Opladen 1987. S. 59Cf. 
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nach dem Abschluß des politi sch e n Mobili sierungs­
prozesses nur e ine Minderheit der Bürg~r ak ti v an 
der Politik betei ligt. Die bre ite Mehrheit begnügt 
sich nach wie vo r mit einer .. Z u schauerrollc". die 
darin besteht. sich aus der Zeitun g über po litische 
Ereignisse zu informieren oder sich an politischen 
Diskussionen zu beteiligen. Zwa r war 1974 und 
1980 nur etwa jeder fünfte Befragte poli tisch völlig 
inaktiv. doch beschränkten sich etwa 50 Prozent auf 
Zuschaueraktivit äten. E in Vierte l hatte nach e ige­
nen Angaben oft ode r manchlllal an mindeste ns 
einer anspruchsvolle re n Aktivität teilgenommen. 
Diescr Anteil war im untersuchten Zeitraum le icht 
rück läuüg (vgl. Tabelle 2). 

Bei der Untersuchung der Frage. wieviele Bundes­
bürge r sich an mehre ren kon ventio ne lle n Aktivitä· 
ten betciligen. verdichtet sich das Bild von de r poli. 
ti schen Partizipation als Minde rheitenphänomen. 
Das gesamte Spektrum der sieben Fo nne n konven­
tionellen politischen Verhaltens schöpften 1974 und 
1980 nur 6 bzw. 4 Prozent der Bundesbürge r aus. 
Nach den von Kaase präsentierten Daten ist dies im 
internationalen Vergleich noch ein recht hohes Ni­
veau konventioneller Aktivität 39) . Im partei- und 
wahlbczogenen Engagement der Bundesbürger tra­
ten zwischen 1974 und 1980 keine tiefgreifenden 
Änderungen auf. Die .. partizipa to rische Revolu­
tion" setzte sich in de r zweiten H ä lfte de r siebziger 
Jahre zwar nicht fort. es ist aber auch kein drama­
tischer Rückgang der politischen Aktivität zu ver­
zeichnen 40). 

Das unkonventionelle politische V e rhalten ist defi­
nitionsgemäß weniger institutionalisiert als das En­
gagement in der traditionelle n Politik. Insofern ist 
es auch nicht ve rwunderlich. wenn das Beteili­
gungsni veau in diesem Bereich deutlich unte rhalb 
der für die konventionellen Aktivitäten ermittelten 
Werte liegt. Abgesehen von der Mitwirkung an 
UnterschriftensammJungen entfielen auf keine der 
in Tabelle 2 enthaltenen Aktionsformen mehr als 
10 Prozent der Nennungen. Bei der Wahl einer 
"weicheren" Erfassungsmethode ergibt sich zwar 
ein höheres Beteiligungspotential. doch selbst in 
wichtigen Situationen ist ein nennenswerter Anteil 
der BundesbUrger allenfalls zur Mitwirkung an le­
galen Protestaktionen bereit. 1974 und 1980 ließen 
19 bzw. 24 Prozent de r Befragten keinerlei Engage­
ment in der unkonve ntionellen Politik erkennen. 
Sie hatten sich bislang an Protesta ktionen nicbt be­
teiligt und waren hierzu auch in wichtigen Fragen 
nicht bereit. Das Potential für die legalen Protest-

)9) Vgl. Knase (Anm. 23). S. 181. bes. TabelIe 1; \'gI. auch 
Kaaselhfarsh (Anm. 32). S. 84 ff" bes. Tabelle 3.5. 
.-0) Max Kaase. Politische Beteiligung in den 80cr Jahren. 
Strukturen und Ideosynkrasien. in: FaltcrlFenncr/Gre\'cn 
(Anm. 34). S. 338-350. 
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Tabelle 2: KonventioneUes und unkonventionelles 
politisches Verbalten in der Bundescepublik von 
1974 bis 1980 (Angaben in Prozent) 

a) konventionelles Verhalten 

1974 1980 

Lektüre des politischen Teils der 
Zeitung 73 74 

Politische Diskussion 43 44 

Freunde für die eigenen Ansich-
ten gewinnen 22 20 

Zu einer politischen Veranstal-
tung gehen 22 15 

Mit anderen Bürgern zur Lösung 
von Gemeindeproblemen zusam-
menarbeiten 14 9 

Mit Politikern über politische Fra-
gen sprechen/andere Kontakte 11 7 

Einen Kandidaten/eine Partei un-
terstützen 8 7 

b) unkonve ntionelles politisches Verhalten 

Beteiligung an einer UnterSChrif- 30 18 
tenaktion (70) (61) 

Teilnahme an einer genehmigten 9 5 
politischen Demonstration (41) (26) 

Beteiligung an einem Boykott 4 1 
(28) (16) 

Weigerung. Mieten. Raten oder I 0 
Steuern zu zahlen (9) (8) 

Aufhalten des Verkehrs mit einer 2 1 
Demonstration (9) (7) 

Beteiligung an einem Wilden 1 0 
Streik (7) (5) 

Besetzung von Fabriken. Ämtern, 0 0 
anderen Gebäuden (4) (3) 

Beteiligung - 6 
an Bürgerinitiativen (54) 

2307 2095 
N 

Quellen: Politische Ideologie I. ZA-Nr. 757; Politi-
sche Ideologie 11 . ZA·Nr. 1190. 
J) Die Angaben in der ersten Zeile betreffen die 
realisierten Aktivitäten. die ein~eklanu:~erten We~e 
in der zweiten Zeile die Verha tensabslchten. Beim 
konventionellen politischen yerhalten sind alle ~c:-
fragten berücksichtigt. die die betreff~nden AktJVI-
täten oft oder manchmal ausfUhren; beIm unkonven-
tionellen politischen Verhalten sind die AnwortV.or-
rzben ,.habe mich bereits beteiligt·· (erste Zel~e:) 

zw . .,würde mich bei einer wichtigen Sache beteill-
geo" erfaßt. 
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aktivitäten blieb zwischen 1974 und 1980 relativ 
konstant (69 bzw. 64 Prozent) . allerdings verteilten 
sich die Werte im unteren Skalenhereich in diesen 
heiden Jahren sehr unterschiedlich. Lediglich 13 
bzw. 11 Prozent der Befragten zeigten eine Bereit­
schaft. in wichtigen Fragen auch Formen des zivilen 
Ungehorsams zu praktizieren. 3 bzw. 2 Prozent wa­
ren bereit. das gesamte Arsenal der Protestpolitik 
e inzusetzen. Die bereits 1974 im internationalen 
Vergleich nur schwache Protestbereitschaft der 
Deutschen ging zwischen 1974 und 1980 nochmals 
deutlich zurück 41). 

Im Gegensatz zu der häufig geäußerten Vermu­
tung. das AuCkommen der Protestaktionen resul­
tiere aus einem Versagen der traditioneUen Formen 
politischer Einflußnahme. tendieren in der Partei­
politik überdurchschnittlich aktive PelWnen auch 
s tärker als die übrige Bevölkerung zur Beteiligung 
an Prolestaktionen. Nach Kaase spricht einiges da­
für, .,daß die neuen. direkten Formen der po)üi· 
sehen Beteiligung das Repertoire der Bürger an 
politischen Verhaltensweisen erweitern und sie da· 
mit vermutlich in den Stand versetzen. ihre eigenen 
politischen Vorslellungen flexibler als in der Ver­
gangenheit im politischen Entscheidungsprozeß zu 
vertreten" 42). 

4. Die Kommunalpolitik als Adressat politischer 
Beteiligung . 

Die bislang präsentierten Daten geben keinen Auf­
schluß über die Verteilung des bürgerschaftlichen 
Engagements auf die einzelnen Ebenen des politi· 
sehen Systems. insbesondere über die RoUe der 
Kommunalpolitik als Adressat politiSCher Aktivitä­
ten. Zwar laufen über die Eignung der Kommunen 
als Betätigungsfeld zahlreiche plausible Vermutun­
gen um. aber es liegen nur wenige Informationen 
vor. Umso erfreulicher ist es, daß die "PoliticaJ· 
Action"-Erhebung von 1980 als erste nationale 
Repräsentativstudie detaillierte Fragen zur Aus­
richtung konventioneller und unkonventioneller 
Aktivitäten auf die einzelnen staatlichen Entschei­
dungsebenen enthielt. Diese Daten dokumentieren 
die hervorgehobene Rolle der Kommunen im Par­
tizipationssystem der Bundesrepublik. 32 Prozent · 
der Teilnehmer an einer unkonventionellen politi­
schen Aktivität nannten die Kommunen bzw. 
Kreise als Adressaten. weitere 13 Prozent der Neo· 
nungen entfielen auf die Kommunen in Verbindung 
mit einer überlokalen Entscheidungsinstanz. Pro­
testaktivitäten mit einer bundes- oder landespoliti. 
schen Ausrichtung ware~ weitaus seltener (Bund: 

41) Vgt . ebda .. S.340ff.; vgl. auch Kaase (Anm.23). 
S. 181 ff.. Tab. I ; Kaasen.tarsh (Anm.32), S. 65ft. , bes. 
S. SO, Tabelle 3.3. 
42) Kaase (Anm. 23), S. 183. 
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7 Prozent. Land 13 Prozent. sonstige/mehrere 
überlokale Ebenen: 19 Prozent) . In der Arbeit der 
Bürgeriniti ativen überwiegen nach den in de r "Po­
litical-Aclion"-Studie en thaltene n Angaben kom­
munalpolilisch ausgerich tete Einnußversuche noch 
deutlicher (43 Prozent). iiberlokale Einrichtungen: 
29 Prozent. 

Auch das konventionelle poli tische Engagement 
richtete sich schwerpunktmäßig auf die kommunale 
Ebene. Bei den Bemühungen der Bürger um die 
Lösung gemeindlicher Probleme ergibt sich dies 
schon definitionsgemäß. aber auch die Poli tiker­
kontakte konzentrieren sich auf die Kommunen 
und Kreise (32 Prozent) oder beziehen diese Ebene 
ein (22 Prozent). WesentJich selt ener kamen Kon­
takte mit PoLitikern in landes- (9 Prozent) oder 
bundespolitischen fragen vor (9 Prozent). 

Weitere Hinweise auf die Bedeutung lokaler bzw. 
überlokaler Probleme für die pol itische Betei ligung 
der Bundesbürger ergebe n sich aus de n Sachberei-

ehen. auf die sich die lokalpo litische Partizipation 
richtet. Als Gegenst!'inde der Zusammenarbeit mit 
anderen Bü rge rn wurden besonders häufig Ver· 
kehrsprobleme (17 Prozent). die Belange von Kin· 
dern und Jugendlichen (16 Pcozent). die Kommu· 
nalpolitik im allgemeinen (12 Prozent) sowie Fra­
gen des Umweltschutzes. der Ver- und Entsorgung 
genannt ( 11 Prozent) . Bei den Polit ike rkontakten 
ging es in erste r Linie um die Partei· und Wahl­
kampfarbeit (2 1 Prozent) und um die Kommunal­
politik im allgemeinen (12 Prozent). spezifische 
kommunale Probleme wurden se ltener auf diesem 
Wege angegangen. Die bciden wichtigsten The­
menfelder der unkonventionellen politiSChen Parti­
zipation waren verkehrs· (20 Prozent) und umwelt­
pOli tische Probleme (einschließlich Ver- und Ent­
sorgung: 17 Prozent). gefo lgt vom Politikfeld 
Schule/KulturlBildung. Erstaunlicherweise spie lten 
Fragen der Friedens- und Abrostungspolitik als 
Zielscheibe von Prolestaktivitäten im Jahre 1980 
noch keine wesentliche ReUe. 

IV. Bestimmungsfaktoren konventioneller und unkonventioneller Beteiligung 

Die Möglichkeit zur Einflußnahme auf politische 
Entscheidungen gehört zu den wichtigsten demo-­
kratischen Bürgerrechten. Sie sollte jedem Mitglied 
des politischen Systems aUenstehen. Bereits die er­
sten empirischen Untersuchungen zeigten jedoch 
eine Diskrepanz zwischen der demokratischen 
Norm allgemeiner und gleicher Beteiligung und der 
Beteiligungspraxis. Die politische Partizipation 
wird von der gesellschaftlichen SteUung einer Per­
son beeinfluBt. Angehörige der Ober- und Mittel­
schicht partizipieren stärker an der Politik a1s Un­
terschichtangehörige; die Partizipationsbereitschaft 
steigt mit dem Bildungsniveau. d em Einkommen 
und mit dem beruflichen Status. Städter sind poli­
tisch aktiver als die Bewohner ländlicher Gebiete; 
Männer betätigen sich politisch häufiger a1s Frauen. 
und schließlich ist die politische Aktivität der mitt· 
Ieren Altersgruppen überd ucchschnittlich groß. Die 
Wohndauer in einer Gemeinde. die Identifikation 
mit ihr und die Einbinduog in lokale Vereine för­
dern gleichfalls das politische Engagement. Mit ge­
wissen nationalen Besonderheiten finden sich diese 
Hintergrundfaktoren politischer Partizipation in 
der gesamten westlichen Welt 0). 

41) Vgl. den ForschungsUberbtick bei: MilbrathiGoel 
(Anm. 37), S. 86ff.; vgl. Atan MarshIMax Kaase . Back­
ground of Potiticat Action. i[l: BamesIKaase (Anm. 29). 
S. 97 -136; Mal: KaascJAtan M arsh. Distribution of Political 
Action , ebda., S. 167-201; Norman H. Nie/G. Bing­
harn PowetllKennelh Prewiu. Social Struclure and Polilical 
Participation: Developmental Relalionships, Part I. in: 
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Zur Erklärung der gruppenspezifischen Partizipa­
tionsmuster stehen mehrere Ansätze zur Verfü· 
gung. deren Annahmen einande r allerdings nicht 
ausschli eßen. Das Sozialisationsmodell führt den 
Zusammenhang zwischen der geseUschaftli chen Po­
sit ion von Individuen und ihrem politiSChen Verha1~ 

ten auf gruppen typische Prozesse des Erwerbs par­
tizipationsfördcmder Werte. Normen und Einstel­
lungen zurück ~). Milbrath und Goel zählen das 
politiSChe Interesse. das staa tSbü rge rliche Pflicht­
bewußtse in. die Partei-Identifika tion. das politi­
sche Kompetenz- oder Effektivitä tsbewußtsein und 
das polirische Vert rauen zu den wichtigsten partizi­
pationsförde rnden Einstellungen 45). Teils vermit­
teln die Bildungseinrichtungen diese Dispositionen. 
teils sind sie das Ergebnis von Lernprozessen in der 
Familie und im Freundeskreis. oder sie resultieren 
aus persönlichen Erfahrungen mit dem politischen 

APSR 63 (1969) 2. S. 361-376; dies .. Sodal StruC1ure and 
Political Participalion: DevelopmentaJ Relationships . 
Part 11 . in: APSR 63 (1969) 4, S. 808-832; Sidney Verbal 
Norman H. Nie/Jae On Kim, Participation and Political 
Equalily. A Seven Nation Comparison, Cambridge u. a. 
1979 . 
.... ) Vgl. BuselNelleslOppermann (Anm. 35), S. 25ft; Ka­
ren Smith-Dawson, Political Socialization and Behavior. in : 
Da\'id Horton SmithiJacquetine Macaulay u. a., Participa­
tion in Social and Political Ac:tivitics. San Francisoo-Wa­
shington- London 1980, S. 85-107; c:inen Überblick übeT 
die parlizipalionsrele\'anten politiSChen E instellungen liefern 
MilbrathiGoel (Anm. 37) . S. 46fr. 
4j) Vgl. MilbrathlGoel (Arun. 37) . S. 46ft 
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System. Neben diesen spezifisch politischen Orien­
tierungsmustern wirken a llgemeine Pe rsönlich­
keitsmcrkmalc oder Einstellungen wie die Kontakt­
freudigke it und das Selbs tbewußtsein auf das Parti­
zipationsverhaJten ein. 

Etwas anders se tzt d ie E rkJärungsstrategie des Res­
sourccnmode lls politische r Be teiligung an 46). Sie 
zieht Sozialisationsfakloren zwar ebenfa lls zur Er­
klärung des indi\'id ueUen politischen Verhaltens 
he ran. be rücksichtig t aber darübe r hinaus die Mög­
lichkeiten des Partizipanten. Einßußressource n zu 
mobilisie ren. stärker . Nach Verba und Nie gi bt es 
zahlreiche E rklärungen CUr di e übe rdurchschnittli­
che politische Beteil igung der höheren Sta tusgrup­
pen: .. Für Personen mit e inem höheren sozio-öko­
no mischen Status steht in de r Politik mehr auf dem 
Spiel. sie ve rfügen Ober größere Fert igkei ten und 
mehr Ressourcen. die Politik ist in ihrem Leben 
gegenwän iger. sie se tzen sich stärker politiSChen 
lnfonnationen au~ und haben häufiger mi t Perso­
ne n zu tun . die sich ebenfalls in der Politik beUlti­
gen .• " ) 

Während der Sozialisa tionsansa tz die erlernten 
Werte. Normen und Einstellungen als die aus­
schlaggebende n Bestitnmungsfaktoren politischer 
Panizipa lion ansieht . benötigt ein Individuum nacb 
den Annahmen des Ressourcc namatzcs zusätzlich 
politische Einflußmit tel (Geld . Kontak te . Informa­
tionen. Wähle rstim menpakete), um seine Vorstel­
lungen in de r Polit ik dUIChsetzen zu können. 

Nach de n Ergebnissen äherer. inte rnational ve r­
gle ichender Pan-izipationsstudien war das politiSChe 
E ngagement in der Bundesrep ublik wenige r stark 
VOn der Schichtzugehörigkeit bee inßußt als in de n 
USA und in Großbritannien. Dagegen waren ge­
schlechtsspezifi sche U nterschiede im Beteiligungs­
verhahen de r Deu tschen stä rker ausgeprägt als in 
de n anglo-amerikanischen Demokratien. In aUen 
drei Lände rn spielte die Zugehö rigkeit zu geseU­
schaJtlichen Organisationen. die Inte nsität der Me­
diennutzung. das poli tische Interesse und das 
staatsbUrgerliche Kompetenzbewußtsein eine be­
deutende Rolle bei de r Erklärung politischer Pani­
zipa lion 48). 

Im Prinzip treffe n diese FeststeUungen auch für die 
siebtiger und achtzige r Jahre zu. Allerdings macbt 

.. ) vgl. VerbalNie (Anm. 2) . S. 125 (r.; Verba/NielKim 
(Anm. 43) . S. 6J (f. 
"1) Verba/J'.lie (Anm. 2) , S. 125 f. 
.. ) Vgl. tur IlIer~n Forschung: Paul 8u rslein. SociaJ Slruc­
lure .nd PolhkaJ P.rticipallOn in Fh'c Countries. in: Amen ­
C.n Jou mal of Sociology. 77 (1972), S. 1~7- 1110: Nie! 
Po~IUPre"itt (Anm. 43); GiUJeppe Di Palma. Apathy and 
Part icipation. Mass Politics in Westem Sociclies. r.;'cw York 
1910. 
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es .die neuere politi sche Entwicklung e rforderl ich. 
zwischen den Bestimmungsfakto ren konventioneJ ­
len und unkonventione llen polit ischen Verhaltens 
zu untersche iden. Vermutlich ist es auf die stärkere 
Institutionalisierung der konventioneUen Be te ili­
gung und die stärkere Situationsabhängigkeit von 
Pro testaktionen zurückzufü hren . daß sich de r E in­
fluß soziaJst rukturellc r Fakto ren im System kon­
ventione ller Partizi pation wesentlich deutli che r 
zeigt aJs in de r Pro lestpolitik. Ökonomische Fakto­
ren wie die Schichtzugehörigkeit. das Einkommen 
und die beruOiche Stellung beeinflussen das politi­
sche Verhalten 1 97~ und 1980 nicht sonderlich 
stark . Die mit weitem Abstand wichtigste n Bestim­
mungsfaktoren wahl- und pan eibezogene r Aktivi. 
täten sind das Bildungsni veau und das Geschlecht. 
Die Be teiligung an Protestaktivitäten hängt eben­
falls stark vom Bildungsniveau ab. noch nachhalti­
ger abe r wird sie vom Lebensalte r geprägt. Somit 
läßt sich das Potential der Teilnehmer an de r kon­
ventionellen und de r unkonventionel len Politik klar 
e ingrenzen. In heiden Partizi pationssystemen sind 
Pe rsonen mi t e ine r hohen formalen Schulbildung 
fiberreprä5cntien. an Partei- und Wahlkampfak ti­
vitäten beteWgen sich Männe r stärker als Frauen. 
di e Teilnehmer an Protestaktionen schließlich re­
krutieren sich fast ausschließlich aus den jüngeren 
A ltersgruppen. Abgesehen von den weniger deutli ­
chen gesch lechtsspezi fischen Unterschieden. finden 
wir diese Strukture n auch in den USA und in G roß­
britannien. 

Beachtung verdient vor allem die unterschiedliche 
Relevanz de r traditioneUen geschlechlSspezifischen 
Verhaltensmuster für die konventionelle und die 
unkonventiooe lJe Politik . Bei den Partei- und 
Wahlkam pfaktivi täten zeigt sich die tradien e Rol­
lenve rteilung zwischen Männern und Frauen 
- auch im inte rnationalen Vergle ich - noch klar. 
bei de n direk ten poli ti SChen Aktionen ist sie wem­
ger deutlich. Zwischen 1974 und 1980 gingen die 
ohnehin nur schwachen Unterschiede im Engage­
ment von Männe rn und Frauen in der Protestpoli ti.k. 
weiter zurück. D iese r Sachve rhalt läßt sich relativ 
leich t erkltiren. Der politische Protest gehört nur 
bei den jungen Bundesbürgern zum politiSChen 
Verhaltensrepen oire . A ngehörige dieser Alters­
gruppen sind wemger star k geschlechtsspezifischen 
SoziaJisationsprozessen ausgesetzt als dies bei den 
Ä lteren der Fall ist. D urch den zwischen 1974 und 
1980 erfolgten Generationenta usch und durch grup­
penspezifische Lernprozesse schwächte sich de r 
Einfluß der GeschleChtszugehörigkeit auf die Teil­
nahme an unkonventioneUen Aktivitä ten nochmals 
ab. Gegenü ber den genannten Variablen kommt 
aUen weiteren so~a lstruktureUeD Merkmalen eine 
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unlergeordnclC Bedeulung als Bestimmungsfakt0-
ren poli tischer Beteiligung zu 49) . 

Die Position eines Indi\'iduums im gesellschaftli ­
chen GefUge ist zwar fü r die Teilnahme an der Poli­
tik nicht unwichtig. jedoch haben wir es überwie­
gend mit re lativ schwachen Zusammenhängen zwi­
schen der sozialen Stell ung und dem Beteiligungs­
verhalten zu tun. Größeres Gewicht kommt im Ein­
kl ang mit den Annahmen des Sozialisalionsmodells 
den politischen Einstellungen zu. Auch diese Fest­
stellung gi lt fü r das konve ntionelle polilischc Ver­
halten stärker als für die unkonventionelle polit i­
sche Aktivi tät. Die wei taus wich tigste Bestim­
mungsgröße des Partei- und Wahlkampfengage­
ments ist das politische Interesse . Daneben begün­
stigen vor allem das politische Effekt ivi täts- bzw . 
Kompelcnzbewußtse in und die Überzeugung von 
der Wich tigkeit der Politik für das Leben der Men­
schen die konve ntioneUe poLitische Partizipation. 
Das politische Interesse und das Effektivitätsbe­
wußtsein fördern auch die Teilnahme an Protestak­
tivitäten. Der Einfluß der genannten politischen 
EinsteIJungen ist in aUen gesellschaftlichen Teil­
gruppen wi rksam. d. h. er läßt sich nicht ausschließ­
Lich auf bildungs-. alte~ oder geschlechlsbedi llgte 
EinstelJungsunterschiede zurOckführe n. 

Erstaunlicherweise trägt das Venrauen der Bürge r 
zur Regierung und zum politischen System nichts 
zur Erklärung politischer Partizipation bei. Dies 
Ergebnis widerspricht der verbrei teten Interpreta­
tion des Protestverhaltens als Ausdruck einer Krise 
des politischen Systems. Die Tatsache. daß kein 
nennenswerter Zusammenhang zwischen dem poli­
tischen Vertrauen und der unkonve ntioneUen poli ­
tischen Partizipation besteht . stOtzt vielmehr Kaa­
ses These. der Einsatz von Protestakti vitäten in der 
Politik signalisiere eher eine Erweiterung de r poli­
tischen Fertigkeiten der Aktivbürge r als eine Krise 
der traditionellen Politik SO). 

In der neueren politiSChen Soziologie hat ein Erklä­
rungsansatz Einfluß gewonnen. der die un konven­
tionelle politische Aktivität auf einen Wandel der 
grundlegenden politiSChen Wertvorstellungen de r 
Bevölkerung zurtlckführt. Demnach vollzieht sich 
i!1 den westlichen GeseUschaftcn gegenwärtig ein 
Übergang von .. matcrialistischen" Siche rhei ts- und 
Wohlstandszielen zu .. postmaterialistischen" 

f9) VgJ. hierzu ausführlicher: Klaus R. Allerbeck. Politische 
Ungleichheit . Ein Acht-Nationen Vergleich. Opladen 1980; 
Kaase (Anm. 4O). S, 344f.; ManhIKaa.se. Background 
(Anm. 4). S. 97- 136. bcs. 99fr.. be$. TabdIe 4. 1; Kaasel 
Maßh . Distribution (Anm. 4). 
jO) VgJ. die Verweise auf die einschlägige Literatur bei Ga­
briel (Anm. 28). S. 27S ff. Alle ZU\'or präsentierten Ergeb­
nisse basieren auf Datenanalysen durch den Verfasser. Auf 
die Vorlage "on TabcUen wird \'erzichtet. 

829 

Gleichheits- und Selbstve rw irk lichungszie len. In­
folge di eses Wandels "crlinde re sich auch da.s Par­
tizipa ti ons\,c rhallcn. Die traditionell en Forme n e li ­
tegesteuertcr poli tischer PartiZipation durch Ma.s­
senorganisationen würden durch die polil ische Füh­
rung herausfordernde direkte und spontane (Pro­
test-)Aktionen e rgänzt. Träge r diese r neuen Ver­
haltensformen seien Personen mit poslmatcnalisti­
sehen Werto rientie rungen 51). In Übe re instimmu ng 
mi l d iesen Annahmen ste llen die postmate ri ali sti­
sehen Prio ri tälen 1974 wie 1980 die wicht igs te Be­
slimmungsgröße unkonve ntioneller politiSChe r Ak­
tivität dar und übertreffen se lbst das Alter und d as 
Bildungsniveau noch an Bedeutung. Jedoch be­
wirkt das Aufkommen postmate rialisti sche r We rt­
,'orstellungen keineswegs einen Bedeutu ngsve rlu~ t 

der tradierten Te ilnahmeformen. sonde rn es fö r­
dert gene rell die politi sche Aktivität. auch in ko n­
ventione llen Formen. 

Da das Ressourcen- und das Sozialisa tionsmodell 
einander ni ch t ausschließen. besteht keine No twen­
digkeit. e inem der bciden Modelle den Vo rzug zu 
geben. Die große Bedeutung \'on Sozialisa tionsfak­
toren zeigt sich am Einfluß der politiSChen Einste l­
lungen auf die Teilnahme der Bürger an der Polit ik. 
Der Einfluß des Bildungsniveaus. des G eschlechts 
und des lebensalters auf die politiSChe Bete iligung 
läßt sich ebenfalls als Hinweis auf die größere E r­
klärungskraft des Sozialisationsmodells in le rpre tj e­
ren. Hierfür spncht schließlich auch die untergeord­
nete Bedeutung ökonomischer Faktoren (Be ru f. 
Einkommen. SchiCht ) für das Beteiljgungsvc rhal­
ten. Dennoch kann man das Ressourcenmode ll 
nicht gänzlich ve rwerfe n: de nn einige de r Sozia lisa­
lionsindikatoren. insbesonde re das Bildungsni veau 
und das Effektivitätsbewußtse in . sind o hne weite ­
res als sozio-ökonomischc Ressource nfaktoren in­
terpretie rba r. 

Eine gesonderte Auswertung der Bestimmungsfak­
toren de r Bete iligung auf kommunalpoli tischem 
Ge biet ist wegen der kleinen Zahl aktive r Partizi­
panten an spezifisch kommunalpoli tischen Akt ivi­
täte n nicht sinnvoll . Nach den vo n Arzberge r und 
von amerikanischen Autoren vo rge legten Ergeb­
nissen ist zu vermuten. daß das Engagement in de r 
Gemeindepoli tik grundsätzlich dense lben Bestim­
mungsfaktoren unterli egt wie die Beteiligung an de r 
nationalen Politik 52). 

.sI) Vgl. \'on den zahlreichen cinschlägige n Arbeilen: Ro na/d 
Inglehart . Political Action: The ImpaCl of Values. Cognili\'c 
L.e\·el and Social Background. in : BarnesfKaasc u. a. 
(Anm. 29) . S. 343-380; Helmut Klages/WiIli Herber!. 
~Y.ertorientierun~ und Staalsbezug. Unlcrsuchungen zur ro­
htlschen Kultur In der Bundcsrcpublik Deutschland. Frank­
furt- New Vork 1983. 
,:) Vg.I. Anberger (Anm . 6). S. I ISff. 
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v. Die Bedeutung der veränderten Beteiligungsstrukturen 
für die kommunale Demokratie 

Mit Ausnahme des W ahlrechts wurden die verfaß­
tcn und die informell en Part izipationsmöglichkei­
ten in den fü nfziger Jahre n vo n de n Bundesbürge rn 
nur zurückhaltend gen UIZ!. Dabei muß man berück­
sichligen . d::lß d<l" pol il i ""che E ngngem en l llUr eier 
nationa len Ebene noch schwächer entwicke lt war. 
In der unzulänglichen Verankerung partizipat ive r 
Normen und Werte sahen Beobachter denn auch 
einen de r graviere nds te n Mängel de r de utschen 
Nachkricgsdemokra lie. Seithe r nahm die Partiz ipa­
tionsbe reilschaft der Bürge r de utlich zu. Für d iese 
Veränderung gibt es zahlreiche Ursachen. vo r a llem 
die Erhöhung des Bi ldungsniveaus. der Ausbau des 
M assc nkommunikatio nss)'s tcms und die Ve rstäd te­
rung der Gese llschaft. Neben diese n allge meinen 
gese llschaft lichen Bestimmungsfaktoren politi­
schen Ve rhalte ns dürften Struk lU rwand lungen im 
poli tische n System se lbst e ine nicht zu unt ersohät­
ze nde Rolle gespie lt habe n . Erstmals se it dem Be­
g inn der Neuzei t erlebten die Deutschen in de r 
Nach kri egsze it ei ne lä ngere unge broche ne demo­
kratische Ent wicklu ng. Dtes eröffne te ihnen erst 
di e Möglichke it zum Erwerb part izipaliver Norme n 
und zum Erlernen partizipativc r Ve rhaltensfo r­
men. Aufgrund dieser Veränderunge n paßten s ich 
die poli tische n Strukturen in der Bundesrepub li k 
zunehme nd denen in den etablierten Demokratie n 
a n. Zu Recht be tont Kaase . .,daß das 1963 vo n 
A lmond und Ve rba festgestellte Partizi patio ns- und 
Ident ifi kationsdefizit nicht länger besteh!. Was im­
mer an entwick lungsbed ingte n Problemen der 
Orientierung d er Bürger an einer demokrat ischen 
poLi tischen O rd nung in Deutschland im Vergleich 
zu anderen westlichen Demokratien diagnostizie rt 
und bek lagt worden se in mag: Mitte der siebziger 
Jahre kann davon keine Rede me hr sein."5J) 

Ob die Veränderunge n des Pa rtizipationsve rh al­
te ns die Funktionsfähigkei t de r kommu nalen De­
mokratie stä rkt oder schwächt. ist in der Literatur 
umstrilten. Die Ergebnisse der empirische n For­
schung machen zwar eine no rmat ive Diskussio n 
über die demokratietheoretische Bedeutung des 
Anstiegs der Bctciligungsbe reitschaft nicht über· 
flüssig. können sie aber mit e inigen Fakten belie­
fe rn und dadurch rationalisieren : 

1. Für die von den Kritikern vermehrter Bürgerbe· 
teiligung befürchtete Entrationalisierung des pol iti­
schen Prozesses gibt es ka um Anhaltspunkte. Die 
politisch besonders aktive n Bevölkerungsgruppen 
zeichnen sich durch ein übe rdurchschnitt lich großes 

ß ) Kaase (Anm. 23). S. 182. 
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poljJi sches Inte resse. e in gutes Informationsniveau 
und ein stark a usge prägtes po litisches Kompetenz­
bewußtsein aus. Vor a llem die Gruppe. die das 
gesamte Spektrum konventio ne lle r Aktivitäten 
a ll "schöpf, unet zud e m a uf di e leg:l le n Prnl estakti vi_ 
täten zurückgreift. entspricht weitge hend de n Lehr· 
buch vorste ll ungen vom münd igen Bürger. 

2. Die Zunahme politi scher Be teiligung lä ßt sich 
ni cht a ls Krisensymptom der repräsentative n lnsti· 
tuti o nen deute n . Dies gilt nicht einmal fü r die Pro· 
testaktiviläte n . da e ine überdurchschnittli che Un­
zufriedenheit der Protestiere r mit dem pol itischen 
System bislang ni cht nachweisbar ist. Die Te il­
nah me an Pro teslaktio nen scheint in erste r Linie 
aus e iner spontanen Reaktion auf unerwü nschte 
Ak ti vitä ten der politische n Führung zu resultie re n. 
Hie rfür spricht auch das zwischen der konventione l­
le n und der unkonven tionell en Bete iligung beste­
he nde Verhä ltni s wechse lse itiger Verstärkung. Die 
Teilnahme an eine r Aktio nsfonn schließt de n 
Rückgriff auf die andere nicht aus. sondern die bei­
de n Part izipa ti o nssysteme ergänzen einander. 

3. U nbestätigt blieb bislang auf der a nderen Seite 
auch die Erwartung. A ktionen auße rha lb d es e ta­
blierten Institutionengefüges eigneten sich in be­
so ndere m Maße dazu. bi slang inakti ve und gesell· 
schaftlich benachte iligte Gruppen für de n politi­
schen Prozeß zu mobiJj sie ren . Ebenso wie die tra­
ditionellen Fonnen pol itischer Einflußnahme dient 
die Protestpolitik vornehmlich Personen mit einer 
qualifizierten Schulbildung als Instrume nt der In­
teressendurchsetzung. An der sei t la nge m bekann· 
ten Überrepräse ntat io n der MitteJschicht unter de n 
politiSCh Aktive n änderte die partizipatorische Re­
volution ni cht s. Noch am wenigste n zeigen sich 
schichtspezjfische Verzerrunge n bei de r Beteili­
gung an Wahlen. da die Wahlnonn in aUen geseU­
schaftli chen Gruppen gleichennaßen a nerkannt 
wird. Durch d ie Erhöhung des Bildungsniveaus der 
Bevölkerung wurde der Z usamme nhang zwischen 
dem Bildungsni veau und der politischen Aktivität 
nicht aufge hoben . wohl aber der Kreis der Partizi· 
panten erweite rt. 

Für die Funktionstahigkeit der kommunalen Oe. 
mokratie ergeben sich aus der Zunahme der politi­
sche n Partizipa tio n überwiegend die berei ts 1959 
von Almond und Verba behaupteten positiven Ef­
feine . Dies gilt jedenfa lls dann . wenn man mit dem 
Ausbau der Beteiligu ngsinstitutionen keine über­
triebenen Erwartungen ve rknüpft. Die bislang 
durchgeführten institutionellen Rcfonnen. vor al­
lem die Stärkung der Initi a tivrechte der Bürger im 
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kommunal politischen Entschcidungsprozeß und 
die Erweiterung des bürgerschaft lichen Einnusscs 
be i Kommunalwahle n. wurden von de r Öffentlich­
keit nach anfangJichen Vorbehalten angenommen. 
Eine weitere Öffnung des politischen System für die 

829 

Einflußnahme durch die Bevölkerung bietet sich 
schon aus organisatorischen GrUnden vor allem auf 
der kommunalen Ebene an. und sie trifft wohl auch 
in diesem Bereich auf entsprechende Erwartun­
gen. 
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